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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. März 1967 

1/3 — 45102 ^ 2369/67 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
15. Juni 1964 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik von Portugal 
über die Auslieferung und die Rechtshilfe in 
Strafsachen 

mit Begründung, den Wortlaut des Vertrages in deutscher und 
in portugiesischer Sprache und eine Denkschrift (Anlage 1). Ich 
bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbei- 
zuführen. 

Federführend sind die Bundesminister der Justiz und des Aus- 
wärtigen. 

Der Bundesrat hat zu dem Entwurf in seiner 303. Sitzung am 
22. Dezember 1966 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen und beschlossen, die Eingangsworte wie 
folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 
folgende Gesetz beschlossen:“ 

Begründung 

Die Zustimmungsbedürftigkeit ergibt sich daraus, daß sich in 
dem Vertrag Vorschriften finden, die unmittelbar das von den 
Justizbehörden der Länder anzuwendende Verwaltungsver- 
fahren im Sinne von Artikel 84 Abs. 1 des Grundgesetzes 
regeln. Dies gilt z. B. für Artikel 34 Abs. 3 und 4, Artikel 36 
und Artikel 38. / 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 2 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb: Dr, Hans Heqer, 

Bad Godesberg, Goethesti. 54, Postfacti 821 
Telefon 6 35 51 
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Anlage I 


Entwurf eines Gesetzes 
zu dem Vertrag vom 15. Juni 1964 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik von Portugal 
über die Auslieferung und die Rechtshilfe in Strafsachen 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 15. Juni 1964 Unterzeichneten 
Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik von Portugal über die Ausliefe- 
rung und die Rechtshilfe in Strafsachen wird zu- 
gestimmt. Der Vertrag wird nachstehend veröffent- 
licht. 

Artikel 2 

(1) Im Falle des Artikels 42 Abs. 4 des Vertrages 
erläßt den Haftbefehl der Richter, der die Unter- 
suchungshandlung vornehmen soll, oder das Gericht, 
das mit der Sache befaßt ist. Im vorbereitenden Ver- 
fahren ist auch der Amtsrichter zuständig, in dessen 
Bezirk die Staatsanwaltschaft ihren Sitz hat. 


(2) Soll der Häftling als Zeuge durch das Bundes- 
gebiet durchbefördert werden, so wird der Haft- 
befehl von dem Oberlandesgericht erlassen; die 
Verordnung über die örtliche Zuständigkeit der 
Gerichtsbehörden bei der Durchlieferung durch das 
Deutsche Reich vom 6. März 1930 (Reichsgesetzbl. I 
S. 33) gilt entsprechend. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Arti- 
kels 2 am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
Artikel 2 tritt zusammen mit dem Vertrag in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem 
Artikel 54 Abs, 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 


Begründung 


Zu Artikel 1 

Der Vertrag über die Auslieferung und die Rechts- 
hilfe in Strafsachen zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik von Portugal bedarf 
nach Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes der 
Zustimmung der für die Bundesgesetzgebung zu- 
ständigen Körperschaften in der Form eines Bundes- 
gesetzes, da er sich auf Gegenstände der Bundes- 
gesetzgebung bezieht. Er enthält die Strafprozeß- 
ordnung und das Deutsche Auslieferungsgesetz er- 
gänzende und abändernde Vorschriften. 

Zu Artikel 2 

Artikel 42 Abs. 4 des Vertrages verpflichtet den- 
jenigen Staat, der um die Überstellung einer im 
Ausland in Haft befindlichen Person ersucht, die in 
einer Strafsache als Zeuge vernommen werden soll, 
diese für die Dauer ihres Aufenthalts in seinem 
Hoheitsgebiet in Haft zu halten. Die gleiche Ver- 
pflichtung hat der Staat, der auf Ersuchen eines an- 
deren Staates die Durchbeförderung eines in diesem 
Staat benötigten Häftlings als Zeuge durch sein 
Hoheitsgebiet genehmigt. Artikel 42 Abs. 4 enthält 
hiernach einen selbständigen Haftgrund. 


Nach Artikel 104 Abs. 2 des Grundgesetzes bedarf 
es für die Dauer der Freiheitsentziehung im Bundes- 
gebiet eines richterlichen Haftbefehls. Zweck- 
mäßigerweise wird der Haftbefehl von dem Gericht 
zu erlassen sein, von dem der Zeuge vernommen 
werden soll. Dieses Gericht kennt den Sachverhalt 
am besten. Es hat vor der Stellung des Ersuchens 
um Zuführung des Häftlings die Notwendigkeit 
seiner Vernehmung als Zeugen im Inland unter Be- 
rücksichtigung der Tatsache, daß er sich im Ausland 
in Haft befindet, geprüft. Auch kann es am ehesten 
entscheiden, wann der Zeuge zurückzubefördern ist. 
Aber auch in den Fällen, in denen der Zeuge im 
staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsverfahren als 
Zeuge vernommen oder als Zeuge einer anderen 
Person gegenübergestellt werden soll, dürfte eben- 
falls ein Richter einzuschalten sein. Um jede Zu- 
ständigkeitslücke auszuschließen, bestimmt Arti- 
kel 2, daß in jedem Fall derjenige Richter, der die 
Untersuchungshandlung vornehmen soll, auch zum 
Erlaß des Haftbefehls zuständig ist. Der Haftrichter 
eines grenznahen Amtsgerichts ist nach Inkraft- 
treten des Artikels 2 nicht berechtigt, den Antrag 
auf Erlaß eines Haftbefehls mit der Begründung ab- 
zulehnen, daß der Zeuge sich in dem Zeitpunkt des 
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Erlasses des Haftbefehls noch nicht in seinem Bezirk 
befindet. Zuständig zum Erlaß des Haftbefehls ist 
im vorbereitenden Verfahren außerdem immer der 
Amtsrichter, in dessen Bezirk die Staatsanwaltschaft 
ihren Sitz hat. 

Wird der Häftling als Zeuge durch das Bundesgebiet 
durchbefördert, so ist das Oberlandesgericht für den 
Erlaß des Haftbefehls zuständig. Ein Ersuchen um 
Durchbeförderung eines Häftlings als Zeugen stellt 
ein Rechtshilfeersuchen im Sinne des § 41 DAG dar. 
im zwischenstaatlichen Rechtshiifeverkehr entschei- 
det, soweit erforderlich, grundsätzlich das Ober- 
landesgericht (§ 41 Abs. 2, § 42 Satz 2 DAG). Welches 
Oberlandesgericht örtlich zuständig ist, braucht nicht 
im einzelnen geregelt zu werden. Es genügt, die 
Verordnung über die örtliche Zuständigkeit der Ge- 
l ichtsbehörden bei der Durch lief erimg durch das 
Deutsche Reich vom 6. März 1930 (Reichsgesetz- 
blatt 1930 I S. 33) für entsprechend anwendbar zu 
erklären. Unmittelbar kann die Verordnung nicht 
angewendet werden, da es sich bei der Durchbeför- 
derung eines Häftlings als Zeugen nach Artikel 42 
Abs. 4 dos Vertrages nicht um die Durchliefe rung 
eines Verfolgten zur Straf Verfolgung oder Sliafvoll- 
streckiing handelt. 


Zu Artikel 3 

Der Vertrag soll auch auf das Land Berlin Anwen- 
dung finden; das Gesetz enthält daher die übliche 
Berlin-Klausel. 


Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
Dabei wird zum Ausdruck gebracht, daß die Vor- 
schriften des Artikels 2 zusammen mit dem Vertrag 
in Kraft treten. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
nach seinem Artikel 54 Abs. 2 in Kraft tritt, im Bun- 
desgesetzblatt bekanntzugeben. 


Schlußbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Aus- 
führung des Gesetzes nicht mit zusätzlichen Kosten 
belastet. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik von Portugal 
über die Auslieferung und die Rechtshilfe in Strafsachen 

Tratado 

entre a Repüblica Federal da Alemanha e a Repüblica de Portugal 
relativo a extradigäo e ä assistencia judiciaria em materia penal 


DER PRÄSIDENT O PRESIDENTE 

DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND DA REPÜBLICA FEDERAL DA ALEMANHA 


und 

DER PRÄSIDENT 
DER REPUBLIK VON PORTUGAL 

in dem Wunsch, die gegenseitigen Beziehungen hin- 
sichtlich der Auslieferung von Rechtsbrechern und der 
Rechtshilfe in Strafsachen zu regeln, sind übereingekom- 
men, einen Vertrag abzuschließen, und haben zu diesem 
Zweck zu ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland 

Herrn Dr. Gerhard Schröder, 
Bundesminister des Auswärtigen, 

und 

Herrn Dr. Ewald Bücher, 

Bundesminister der Justiz, 

Der Präsident der Republik von Portugal 
Herrn Dr. Manuel Homem de Mello, 
Außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter, 

und 

Herrn Professor Dr. Joäo de Matos Antunes Varela, 
Minister der Justiz. 

Die Bevollmächtigten haben folgendes vereinbart: 

KAPITEL I 

Auslieferung und Durchlieferung 
von Rechtsbrechern 

Artikel 1 

Auslieferungsverpflichtung 

Die Vertragsparteien verpflichten sidi, einander nach 
den Bestimmungen dieses Vertrages Personen auszulie- 
fern, die von den Justizbehörden der ersuchenden Ver- 
tragspartei wegen einer strafbaren Handlung verfolgt 
oder zur Vollstreckung einer Strafe oder einer Maßregel 
der Sicherung und Besserung gesucht werden. 

Artikel 2 

Auslieferungsfähige strafbare Handlungen 

1) Zur Strafverfolgung wird ausgeliefert wegen Hand- 
lungen, die nach dem Recht beider Vertragsparteien im 
Höchstmaß mit Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr 
oder mit schwererer Strafe bedroht sind. 


e 

O PRESIDENTE 

DA REPÜBLICA DE PORTUGAL 

desejosos de regulärem as relagoes reciprocas relativas 
ä extradigäo de criminosos e ä assistencia judiciaria em 
materia penal resolveram concluir um tratado e designa- 
ram para esse efeito como seus plenipotenciärios: 

O Presidente da Repüblica Federal da Alemanha 

o Senhor Dr. Gerhard Schröder, 

Ministro Federal dos Negöcios Estrangeiros, 

e 

o Senhor Dr. Ewald Bücher, 

Ministro Federal da Justiga, 

O Presidente da Repüblica de Portugal 
o Senhor Dr. Manuel Homem de Mello, 
Einbaixador Extraordinärio e Plenipotenciärio, 

e 

o Senhor Professor Dr. Joäo de Matos Antunes Varela, 
Ministro da Justiga. 

Os Plenipotenciärios acordaram no seguinte: 

CAPITULO I 

Extradi<;äo e Tränsito de criminosos 

Artigo 1 

Obrigagäo de extraditar 

As Partes contratantes obrigem-se a entregar recipro- 
camente, segundo as disposigöes deste Tratado, os indivi- 
duos contra os quais sido instaurado processo penal pela 
prätica de uma infracgäo ou que sejam procurados para 
fins de execugäo de uma pena ou de uma medida de 
seguranga, pelas autoridades judiciärias da Parte reque- 
rente. 

Artigo 2 

Infracgöes que däo lugar ä extradigäo 

1) A extradigäo, para fins de acgäo penal, terä lugar 
por infracgöes puniveis pelas leis vigentes das duas 
Partes contratantes com uma pena privativa de liberdade 
do mäximo de pelo menos um ano ou com uma pena 
mais severa. 
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2) Zur Vollstreckung einer Freiheitsstrafe oder Maß- 
regel der Sicherung und Besserung wird ausgeliefert, 
wenn die noch zu vollstreckende Freiheitsstrafe oder 
Maßregel der Sicherung und Besserung mindestens vier 
Monate beträgt. Mehrere Freiheitsstrafen oder Maßre- 
geln der Sicherung und Besserung werden zusanimen- 
gerechnet, wobei für eine Maßregel der Sicherung und 
Besserung das gesetzlich vorgeschriebene Mindestmaß 
zugrunde zu legen ist. 

3) Wird eine Auslieferung wegen einer in den vorher- 
gehenden Absätzen erwähnten Flandlung bewilligt, so 
wird sie zusätzlich auch wegen Handlungen bewilligt, 
die nach den vorhergehenden Absätzen nicht ausliefe- 
rungsfähig sind. 

Artikel 3 

Politische strafbare Handlungen 

1) Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn die dem 
Auslicferungsersuchen zugrunde liegende strafbare Hand- 
lung von der ersuchten Vertragspartei als eine politische 
oder als eine mit einer solchen in Zusammenhang ste- 
hende strafbare Handlung angesehen wird. 

2) Nicht als politische strafbare Handlung gilt der An- 
griff auf das Leben einer Person, die zur Zeit des An- 
griffs Staatsoberhaupt, Mitglied seiner Familie oder Mit- 
glied der Regierung einer Vertragspartei war. 

3) Die Auslieferung wird ferner nicht bewilligt, wenn 
die ersuchte Vertragspartei ernstlichen Grund zur An- 
nahme hat, 

a) daß um Auslieferung ersucht wird, um die auszulie- 
fernde Person wegen ihrer Rasse, Religion, Nationa- 
lität oder ihrer politischen Anschauungen zu verfol- 
gen, zu verurteilen, zu strafen, in irgendeiner Weise 
in ihrer persönlichen Freiheit zu beschränken, oder 

b) daß diese Person im Falle der Auslieferung der Gefahr 
einer Verschlimmerung ihrer Lage aus einem dieser 
Gründe ausgesetzt wäre. 

Artikel 4 

Militärische strafbare Handlungen 

Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn die dem 
Auslieferungsersuchen zugrunde liegende strafbare Hand- 
lung von der ersuchten Vertragspartei als eine rein mili- 
tärische angesehen wird. 

Artikel 5 

Fiskalische strafbare Handlungen 

Inwieweit die Auslieferung wegen Zuwiderhand- 
lungen gegen Zoll-, Abgaben-, Steuer-, Monopol- und 
Devisengesetze bewilligt wird, bleibt einer besonderen 
Regelung Vorbehalten. 

Artikel 6 

Eigene Staatsangehörige 

1) Angehörige der ersuchten Vertragspartei werden 
nicht ausgeliefert. 

2) Auf Verlangen der ersuchenden Vertragspartei wer- 
den jedoch die Tatsachen den zuständigen Justizbehör- 
den angezeigt, die darüber befinden, ob eine Strafver- 
folgung stattfinden soll. Zu diesem Zweck werden die auf 
die Straftat bezüglichen Akten, LFrkunden und Gegen- 
stände kostenlos in der Bundesrepublik Deutschland an 
den Bundesminister der Justiz, in der Republik von 
Portugal an den Justizminister übermittelt. Die ersuchen- 
de Vertragspartei wird darüber unterrichtet, was auf ihr 
Ersuchen hin geschehen ist. 


2) A exlradicäo, para fins de execugao de uma pena 
privativa de liberdade ou de uma medida de seguranga 
privativa de liberdade, terä lugar se a pena ou a medida 
de seguranca ainda por executar for pelo menos de qua- 
tro meses. Se houver väiias penas privativas de liberdade 
ou medidas de seguranca privativas de liberdade seräo 
elas adicionadas, servindo de base o prazo minimo da 
medida de seguranca previsto pela lei, 

3) A extradicäo concedida por factos descritos nas 
alineas anteriores estender-se-ä acessöriamente a actos 
que dela estariam excluidos por forca das citadas alineas. 

A r t i g o 3 

Infraccöes politicas 

1] Näo se concederä a extradicäo se a infraccäo que 
motivar o pedido for considerada pela Parte requerida 
infraccäo politica ou facto conexo com tal infraccäo. 


2) Ndo serä considerada infraccäo politica o atentado 
contra a vida de uma pessoa que, ä data do atentado, 
seja Chefe de Estado ou membro de sua familia ou 
membro do governo de uma Parte contratante. 

3) Alem disso, näo serä autorizada a extradicäo se a 
Parte requerida tiver razao grave para supor: 

a) que a extradicäo e solicitada com o fiin de processar, 
punir ou limitar por qualquer meio a liberdade do 
individuo a extraditar, em virtude da sua raca, reli- 
giäo, nacionalidade e opiniöes politicas ou 

b) que a situaeäo desse individuo correria risco de, no 
caso de extradicäo, sei agravada por um dos motivos 
referidos. 


A r I i g o 4 

Infraccöes militares 

A Parte requerida näo concederä a extradicäo quando 
considerar puramente militar a infraccäo que motivar o 
pedido. 

A r ti g o 5 

InfraccÖes fiscais 

Aeördo especial regularä a medida em que se conce- 
derä a extradicäo por infraccöes ein materia de alfände- 
gas, taxas, impostos, monopölios e cämbios. 

A r t i g o 6 

Nacionais 

1) Os nacionais da Parte requerida näo seräo extradi- 
tados. 

2) Todavia, a pedido da Parte requerente, os factos 
seräo denunciados äs autoridades judieiärias competen- 
tes que se pronunciaräo sobre o exercicio da accäo penal. 
Para este efeito, os autos, documentos e objectos relati- 
vos ä infraccäo seräo enviados, sem despesas, na Re- 
püblica Portuguesa ao Ministro da Justica e na Repüblica 
Federal da Alemanha ao Ministro Federal da Justica. A 
Parte requerente serä informada do prosseguimento dado 
ao seu pedido. 
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Artikel 7 

Geriditsbarkeit der ersuchten Vertragspartei 

1) Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn die 
strafbare Handlung nach dem Recht der ersuchten Ver- 
tragspartei deren Gerichtsbarkeit unterliegt. 

2) Ist die strafbare Handlung außerhalb des Hoheits- 
gebietes der ersuchenden Vertragspartei begangen wor- 
den, so kann die ersuchte Vertragspartei die Auslieferung 
bewilligen; sie wird die Auslieferung in den Fällen be- 
willigen, in denen ihre Rechtsvorschriften unter entspre- 
chenden Umständen die Strafverfolgung zulassen, 

3) Die Auslieferung kann ferner bewilligt werden, 

a) wenn im Hoheitsgebiet der ersuchten Vertragspartei 
auf Grund lediglich stellvertretender Gerichtsbarkeit 
ein Strafverfahren eingeleitet werden konnte oder be- 
reits eingeleitet, aber noch nicht rechtskräftig abge- 
schlossen worden ist; 

b) wenn der Strafanspruch der ersuchten Vertragspartei 
gegen einen Staatsangehörigen der ersuchenden Ver- 
tragspartei noch nicht erloschen und erkennbar ist, 
daß die Aufklärung des Sachverhalts im Hoheitsgebiet 
der ersuchten Vertragspartei schwieriger wäre als im 
Hoheitsgebiet der ersuchenden Vertragspartei, insbe- 
sondere wenn sich die Beweismittel überwiegend im 
letztgenannten Hoheitsgebiet befinden. 

Artikel 8 

Amnestie 

Eine im Hoheitsgebiet der ersuchten Vertragspartei er- 
lasseiie Amnestie steht der Auslieferung nichl entgegen, 
wenn die strafbare Handlung der Gerichtsbarkeit dieser 
Vertragspartei nicht unterliegt. 

Artikel 9 

Verjährung 

Ist die Strafverfolgung oder die Vollstreckung der 
Strafe oder der Maßregel der Sicherung und Besserung 
nach dem Recht der ersuchenden oder der ersuchten Ver- 
tragspartei verjährt, so wird die Auslieferung nicht be- 
willigt. 

Artikel 10 

Antrag oder Ermächtigung zur Strafverfolgung 

Ob ein zur Einleitung eines Strafverfahrens notwendi- 
ger Antrag oder eine solche Ermächtigung vorliegt, wird 
von der ersuchten Vertragspartei nicht geprüft. 

Artikel 11 

Todesstrafe 

Ist die strafbare Handlung im Hoheitsgebiet der er- 
suchenden Vertragspartei mit der Todesstrafe, im Ho- 
heitsgebiet der ersuchten Vertragspartei aber mit einer 
anderen Strafe bedroht, so tritt diese Strafe zwingend an 
die Stelle der ersten. 

Artikel 12 

Ausnahmegericht 

1) Die ausgelieferte Person wird im Hoheitsgebiet der 
ersuchenden Vertragspartei nicht vor ein Ausnahmege- 
richt gestellt. 

2) Die Auslieferung zur Vollstreckung einer Strafe 
oder Maßregel der Sicherung und Besserung, die durch 
ein Ausnahmegericht verhängt worden ist, wird nicht be- 
willigt. 


A r t i g o 7 

Jurisdigäo da Parte requerida 

1) Näo serä concedida a extradicäo se a infraegao 
estiver sujeita, segundo o Direito da Parle requerida, ä 
jurisdicäo desta. 

2) Se a infraccäo houver sido perpetrada fora do ter- 
ritörio da Parte requerente, poderä a Parte requerida 
conceder a extradicäo, devendo esta ser sempre conce- 
dida quando a respectiva legislacäo autorizar, em cir- 
cunstäncias anälogas, o procedimento penal. 

3) Tambem poderä ser concedida a extradicäo: 

a) quando o processo penal puder ser movido no ter- 
ritörio da Parte requerida ao abrigo de jurisdicäo 
ineramente supletiva ou ainda quando, ja instaurado 
nos referidos tennos um procedimento penal, näo 
tiver sido ainda proferida decisäo final com tränsito 
em julgado; 

b) no caso de näo se encontrar extinto o direito de accäo 
penal da Parte requerida contra um nacional da Parte 
requerente e se verificar ostensivamente que o es- 
clarecimento dos factos sera mais dificil no territörio 
da Parte requerida do que no territörio da Parte re- 
querente, nomeadamente quando se disponha da maior 
partc das provas neste ultimo territörio. 

Artigo 8 

Amnistia 

A amnistia concedida no territörio da Parte requerida 
näo impedirä a extradicäo se a infraccäo näo estiver 
sujeita a jurisdicäo daquela Parte. 

Artigo 9 

Prescripao 

Se a accäo penal ou a execueäo da pena ou da medida 
de seguranca prescreveram, segundo a legislacäo da 
Parte requerente ou da Parte requerida, näo se concederä 
a extradicäo. 

Artigo 10 

Processo penal dependente de pedido ou autorizapäo 

A necessidade de pedido ou de qualquer autorizaeäo 
para a instauraeäo do processo penal näo deverä ser 
apreciada pela Parte requerida. 

Artigo 11 

Pena Capital 

Se ä infraccäo, punivel com pena de morte no territö- 
rio da Parte requerente, couber outra sancäo no terri- 
törio da Parte requerida, serä aquela pena obrigatöria- 
mente substituida. 

Artigo 12 

Tribunais de exceppäo 

1) A pessoa extraditada näo poderä, no territörio da 
Parte requerente, ser remetida a um Tribunal de ex- 
cepcäo, 

2) Näo se concederä a extradicäo para fins de execu- 
Cäo de uma pena ou de uma medida de seguranca apli- 
cadas por um Tribunal de excepcao. 
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Artikel 13 

Geschäftsweg 

Das Ersuchen um Auslieferung wird einerseits durch 
den Bundesminister der Justiz der Bundesrepublik 
Deutschland, andererseits durch den Justizminister der 
Republik von Portugal gestellt und auf dem diplomati- 
schen Weg übermittelt. Der sonstige Schriftverkehr zwi- 
schen den beiden Vertragsparteien findet unmittelbar 
zwischen den beiden beteiligten Ministerien statt, soweit 
dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, 

Artikel 14 

Unterlagen des Auslieferungsersuchens 

1) Dem Ersuchen um Auslieferung werden ein Haftbe- 
fehl eines Richters oder eine Urkunde gleicher Wirksam- 
keit, die in den in den Gesetzen der ersuchenden Ver- 
tragspartei vorgeschriebenen Formen ausgefertigt ist, 
oder eine Ausfertigung oder beglaubigte Abschrift eines 
vollstreckbaren verurteilenden Erkenntnisses und gege- 
benenfalls die zum Nachweis der Rechtskraft dienenden 
Urkunden beigefügt. 

2) Sofern in diesen Urkunden nicht enthalten, sind 
außerdem zu übersenden: 

a) eine Darstellung der strafbaren Handlung mit Anga- 
ben von Zeit und Ort ihrer Begehung; 

b) möglichst genaue Angaben, die zur Feststellung der 
Person und der Staatsangehörigkeit des Verfolgten 
geeignet sind; 

c) die rechtliche Würdigung der strafbaren Handlung 
und eine Abschrift der anzuwendenden oder ange- 
wandten gesetzlichen Bestimmungen. 

3) Den Ersuchen werden, soweit möglich, ferner beige- 
fügt; Personalbeschreibung, Fingerabdruckblatt und Licht- 
bild oder sonstige Unterlagen, die im betreffenden Fall 
zur vollen Identifizierung des Verfolgten beitragen kön- 
nen. 

Artikel 1 .5 

Ergänzung der Unterlagen 

tlält die ersuchte Vertragspartei die ihr übermittelten 
Unterlagen nicht für ausreichend, um eine Entscheidung 
auf Grund dieses Vertrages zu treffen, so ersucht sie um 
die notwendigen ergänzenden Auskünfte. Die ersuchte 
Vertragspartei kann für die Übermittlung dieser Aus- 
künfte eine Frist bestimmen, die zu verlängern ist, wenn 
die ersuchende Vertragspartei wichtige Gründe anführt. 

Artikel 16 

Maßnahmen zur Sicherstellung der Festnahme 

Sogleich bei Eingang des Auslieferungsersuchens hat 
die ersuchte Vertragspartei alle nach ihrer Gesetzgebung 
zulässigen, für die Festnahme des Verfolgten notwendi- 
gen und zur Verhinderung seines Entweichens geeigneten 
Maßnahmen zu ergreifen, wenn nicht sofort die Unzuläs- 
sigkeit der Auslieferung lestgestellt wird. 

Artikel 17 

Spezialität 

1) Der Ausgelieferte darf im Hoheitsgebiet der ersu- 
chenden Vertragspartei wegen einer vor Verlassen des 
Hoheitsgebiets der ersuchten Vertragspartei begangenen 
strafbaren Handlung, auf die sich die Auslieferungsbewil- 
ligung nicht erstreckt, oder aus einem anderen vorher 
entstandenen Grund weder gerichtlich verfolgt, abgeur- 
teilt oder zur Vollstreckung einer Strafe oder Maßregel 
der Sicherung und Besserung in Haft gehalten noch ir- 
gendeiner Beeinträchtigung seiner persönlichen Freiheit 
unterworfen werden. 


Artigo 13 

Via a seguir 

O pedido de extradic^äo serä formulado pelo Ministro 
da Justi(;a da Repüblica Federal da Alemanha, por um 
lado, e pelo Ministro da Justica da Repüblica Portuguesa 
pelo outro, e encaminhado pela diplomätica. A ulterior 
correspondencia entre as duas Partes far-se-ä directa- 
mente entre os dois Ministerios interessados, salvo dis- 
posicäo em contrario do presente Tratado. 

Artigo 14 

Informa(;:öes qiie acompanham o pedido de extradi(;:äo 

1) O pedido de extradi^äo serä acompanhado por um 
mandado de captura ou de documento equivalente passado 
segundo a forma prescrita pela lei da Parte requerente, 
ou por certidäo ou cöpia autenticada duma sentenga de 
condena^äo executöria e, se for caso disso, por documen- 
tos que sirvam para provar a forga executöria. 


2) A näo ser que consten dos documentos acima referi- 
dos, deveräo tambem remeter-se os seguintes elementos: 

a) um relato da infraccäo coin indicaeäo da data e lugar 
onde foi cometida, 

b) indicaeöes, täo precisas quanlo possivel, que permitam 
determinar a identidade e nacionaiidade da pessoa a 
extraditar, 

c) a apreciaeäo juridica da infraccäo com a transcricäo 
das disposicöes legais aplicäveis ou aplicadas, 

3) O pedido serä ainda instruido, sempre que possivel. 
com ficha antropometrica e dactiloscöpica, retrato ou 
quaisquer outros elementos que, no caso concreto, possam 
contribuir para uma identificaeäo completa da pessoa a 
extraditar. 

Artigo 15 

Informacöes complementarcs 

Se a Parte requerida entender que os elementos recebi- 
dos säo insuficientes para decidir em conformidade com 
o presente Tratado, solicitarä as necessärias informacöes 
complementares. A Parte requerida poderä fixar um 
prazo para a obtencao das referidas informacöes, devendo 
aquele prazo ser prorrogado quando a Parte requerente 
alegue motivos atendiveis. 

Artigo 16 

Medidas para assegurar a captura 

Logo que receba o pedido de extradicäo, a Parte 
requerida deverä adoptar todas as medidas, admitidas 
pela sua lei, necessärias ä captura da pessoa reclamada 
e que se tornem convenientes para irnpedir a evasäo, a 
näo ser que se verifique iinediatamente a inadinissibili- 
dade da extradicäo. 

Artigo 17 

Especialidade 

1) A pessoa extraditada näo poderä, no territörio da 
Parte requerente, ser sujeita a accäo penal, nem julgada, 
nem presa para execueäo de pena ou medida de segu- 
ranca, nem sujeita a qualquer outra restricäo da liber- 
dade individual, por infraccäo cometida antes de ter 
saido to territörio da Parte requerida, e a quäl näo se 
estenda a concessäo da extradicäo, ou por qualquer 
outra razäo anteriorinente verificada. 
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2) Die ersuchende Vertragspartei kann jedoch die Maß- 
nahmen treffen, die nach ihren Rechtsvorschriften für eine 
etwaige Ausweisung aus dem Hoheitsgebiet oder für 
eine Unterbrechung der Verjährung notwendig sind, wie 
auch ein Abwesenheitsverfahren durchführen. 

3) Die ersuchte Vertragspartei stimmt der gerichtlichen 
Strafverfolgung oder der V^ollstreckung von Strafen oder 
Maßregeln der Sicherung und Besserung wegen einer von 
dem Ausgelieferten vor Verlassen ihres Hoheitsgebiets 
begangenen strafbaren Handlung zu, wenn die strafbare 
Handlung nach diesem Vertrag die Verpflichtung zur 
Auslieferung nach sich zieht. Dein Ersuchen um Zustim- 
mung werden, soweit es in Betracht kommt, die in Arti- 
kel 14 vorgesehenen Unterlagen und eine gerichtliche 
Niederschrift über die Erklärungen des Ausgelieferten 
beigefügt. 

4) Die Beschränkung nach Absatz 1 entfällt außerdem, 
wenn sich der Ausgelieferte nach seiner endgültigen Frei- 
lassung länger als 30 Tage im Hoheitsgebiet der ersu- 
chenden Vertragspartei aufhält, obwohl er dieses verlas- 
sen konnte und durfte, oder wenn er dahin zurückgekehrt 
ist. Strafaussetzung und Entlassung zur Bewährung stehen 
der endgültigen Freilassung im Sinne dieses Absatzes 
gleich. 

Artikel 18 

Änderung der rechtlichen Würdigung 

Erfährt die angenommene Straftat während des Ver- 
fahrens eine andere rechtliche Würdigung, so darf der 
Ausgelieferte nur insoweit verfolgt oder abgeurteilt wer- 
den, als die Tatbestandsmerkmale auch unter den neuen 
rechtlichen Gesichtspunkten die Auslieferung gestatten 
würden. 

Artikel 19 

Weiterlieferung an einen dritten Staat 

1) Die Weiterlieferung an einen dritten Staat wird von 
der ersuchenden Vertragspartei ohne vorherige Zustim- 
mung der ersuchten Vertragspartei nicht bewilligt. Die 
ersuchte Vertragspartei kann die Vorlage der in Ar- 
tikel 14 Absatz 1 und 2 vorgesehenen Unterlagen ver- 
langen. 

2) Der Zustimmung der ersuchten Vertragspartei bedarf 
es nicht in den in Artikel 17 Absatz 4 bezeichneten Fällen. 


Artikel 20 

Vorläufige Auslieferungshaft 

1) In dringenden Fällen können die zuständigen Ju- 
stiz- oder Polizeibehörden einer der Vertragsparteien 
die Justiz- oder Polizeibehörden der anderen Vertrags- 
partei um vorläufige Inhaftnahme des Verfolgten ersu- 
chen. Die zuständigen Behörden der ersuchten Vertrags- 
partei entscheiden über dieses Ersuchen nach ihrem Recht. 

2) Das Ersuchen um vorläufige Inhaftnahme wird un- 
mittelbar oder über die Internationale Kriminalpolizeili- 
che Organisation (Interpol) oder auf jede sonstige Weise, 
die keine Zweifel über die Herkunft von einer zustän- 
digen Stelle entstehen läßt, zugeleitet. Die Bestätigung 
des Ersuchens geschieht gleichzeitig auf dem schnellsten 
Wege durch ein an die ersuchte Behörde gerichtetes amt- 
liches Schreiben. 

3) In dem Ersuchen um voriäuhge Inhaftnahme wird 
auf das Vorhandensein einer der in Artikel 14 Absatz 1 
vorgesehenen Urkunden hingewiesen und mitgeteilt, daß 
die Stellung eines Auslieferungsersuchens beabsichtigt 
ist; das Ersuchen führt ferner die strafbare Handlung, 


2) A parte requerente poderä, contudo, tomar as medi- 
das que, segundo a sua legislacao, säo necessärias para 
unia expulsäo do seu territörio ou para uma interrupcäo 
da prescricäo, bem como instaurar um processo de 
ausentes. 

3) A Parte requerida autorizarä a acgao penal ou a 
execuQüo de penas ou de medidas de seguranca por 
infraccäo cometida pela pessoa extraditada antes da 
saida do seu territörio, quando a infrac^äo implique, nos 
termos do presente Tratado, a obrigagao do extraditar. 
O pcdido de autorizagäo, para o efeito, serä instruido 
com OS elementos a que se refero o artigo 14, na parte 
aplicävel, devendo ser acompanhado de auto de declara- 
cöes da pessoa extraditada. 


4) A garantid prevista na alinea 1) cessara se o ex- 
traditado permanecer, apös a sua libertacäo definitiva, 
mais de trinta dias no territörio da Parte requerente, 
sempre que tenha tido o direito e a possibilidade de sair 
daquele territörio ou ainda se a eie tiver regressado. 
A suspensäo da pena e a liberdade condicional concedidas 
equivalein, nos termos desta alinea, ä liberdade defi- 
nitiva. 

Artigo 18 

AItera(;ues da qualifica^äo juridica 

Se a quaiificacäo dada ao facto imputado for modifi- 
cada no decurso do processo, o individuo extraditado sö 
serä processado ou julgado se os elementos constitutivos 
da infrac(;äo novamente qualificada pennitirem a extra- 
dicäo, 

Artigo 19 

Reextradic^äo para um terceiro Estado 

1) A reextradi^äo, cm beneficio de um terceiro Esta- 
do, näo pode ser concedida pela Parle requerente sem 
consentimento previo da Parte requerida. A Parte re- 
querida pode exigir a produeäo dos elementos previstos 
na alinea 1) e 2) do artigo 14. 

2) O consentimento da Parte requerida näo serä neces- 
särio quando se verifiquem os casos previstos na alinea 4) 
do artigo 17. 

Artigo 20 

Deten(;äo provisöiia para extradi(;äo 

1) No caso de urgencia, as competentes autoridades 
judieiärias ou de polfcia durna das Partes coiitratantes 
poderäo solicitar äs autoridades judieiärias ou de policia 
da outra Parte a detencäo provisöria dum individuo a 
extraditar. A decisäo sobre a ordern e manutenQäo serä 
tomada ein conformidade com o direito da Parte re- 
querida. 

2) O pcdido poderä ser apresentado por via directa ou 
dtraves da Organizagäo Internacional da Policia Crimi- 
nal (Interpol) e transmitido por qualquer meio que näo 
suscite düvidas sobre a provenencia de autoridade com- 
petente. A confirma(;äo do pedido serä feita simultänea- 
mente por oficio enderecado ä autoridade a quem foi 
requerida a detencäo e pela via mais räpida. 

3) O pedido de detencäo provisöria indicarä a exis- 
tencia de um dos documenlos previstos na alinea 1) do 
artigo 14 e revelarä a intencäo de requerer a extradicäo; 
mencionarä a infraccao ein relacäo ä quäl a extradicäo 
serä pedida, a data e lugar onde foi cometida, beni como, 
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die dem Ausiieterungsersuchen zugrunde liegt, sowie 
Zeit und Ort ihrer Begehung an und enthält, soweit mög- 
lich, die Beschreibung des Verfolgten. 

4) Die ersuchende Behörde wird unverzüglich davon 
in Kenntnis gesetzt, wie über ihr Ersuchen entschieden 
worden ist. 

5) Die vorläufige Haft kann aufgehoben werden, falls 
die ersuchte Vertragspartei nicht innerhalb von 30 Tagen 
nach der Inhaftnahme das Auslieferungsersuchen und 
die in Artikel 14 genannten Urkunden erhalten hat. Die 
ersuchte Vertragspartei kann diese Frist um weitere 
15 Tage verlängern, wenn besondere Umstände dies 
rechtfertigen. 

6) Die Stellung eines erneuten Ersuchens um vorläu- 
fige Inhaftnahme ist nicht zulässig, wenn der Verfolgte 
auf Grund des Absatzes 5 oder mangels Bestätigung nach 
Absatz 2 freigelassen worden ist; die Anordnung der 
Auslieferungshaft oder die Auslieferung selbst ist jedoch 
möglich, wenn das Auslieferungsersuchen später eingehl. 

Artikel 21 

Inhaftnahme ohne Ersuchen einer Vertragspartei 

1) Hat eine zuständige Behörde einer Vertragspartei 
auf Grund einer Fahndungsausschreibung die gesuchte 
Person festgenommen, so hat diese Behörde unmittelbar 
und auf dem schnellsten Wege die beteiligte Behörde 
der anderen Vertragspartei unter Angabe des Ortes der 
Haft davon in Kenntnis zu setzen. 

2) Die Vertragspartei, in deren Interesse die Inhaft- 
nahme bewirkt wurde, teilt unverzüglich in irgendeiner 
Weise, die keine Zweifel darüber läßt, von welcher 
Stelle die Mitteilung ausgeht, mit, ob sie ein förmliches 
Auslieferungsersuchen stellen wird oder nicht. Ergeht 
innerhalb von 15 Tagen keine Antwort oder geht eine 
verneinende Antwort ein, so wird die Haft unverzüglich 
aufgehoben. Besteht Interesse an der Auslieferung, so 
ist um diese gemäß Artikel 20 Absatz 5 innerhalb der 
dort bestimmten Frist zu ersuchen. 

Artikel 22 

Mehrheit von Auslieferungsersuchen 

1) Wird wegen derselben oder wegen verschiedener 
Handlungen von mehreren Staaten zugleich um Ausliefe- 
rung ersucht, so entscheidet die ersuchte Vertragspartei 
frei unter Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere 
der verhältnismäßigen Schwere der strafbaren Handlun- 
gen, des Ortes ihrer Begehung, des Zeitpunkts der Aus- 
lieferungsersuchen, der Staatsangehörigkeit des Verfolg- 
ten und der Möglichkeit einer späteren Auslieferung an 
einen anderen Staat. 

2) Wird die Auslieferung an einen dritten Staat be- 
willigt, so wird das Ersuchen einer der Vertragsparteien 
um Auslieferung wegen einer oder verschiedener straf- 
barer Handlungen als Ersuchen um Weiterlieferung an- 
gesehen. 

Artikel 23 

Entscheidung und Übergabe 

1) Die ersuchte Vertragspartei gibt ihre Entscheidung 
über das Ersuchen um Auslieferung so bald wie möglich 
der ersuchenden Vertragspartei bekannt. 

2) Jede vollständige oder teilweise Ablehnung ist zu 
begründen. 

3) Im Falle der Bewilligung der Auslieferung bestimmt 
die ersuchte Vertragspartei den Zeitpunkt und den Ort 
der Übergabe des Verfolgten. Die ersuchende Vertrags- 
partei wird vom Zeitpunkt und Ort der Übergabe sowie 
von der Dauer der von dem Verfolgten erlittenen Aus- 
lieferungshaft verständigt. 


na medida do possivel, a identificagäo do individuo 
procurado. 

4) A decisäo que se tomar quanto ao pedido serä ime- 
diatamente comunicada ä Parte requerente. 

5) A deteiiQäo provisöria poderä ser levantada sempre 
que o pedido de extradigäo, assim como os documentos 
indicados no artigo 14, näo cheguem ä Parte requerida no 
prazo de trinta dias apös a prisäo. A Parte requerida 
poderä prorrogar aquele prazo por mais quinze dias 
quando circunstäncias particulares o justifiquem. 

6) Näo e admissivel novo pedido de detenc^äo provisö- 
ria quando a pessoa tenha sido solta nos termos da 
alinea antecedente ou por falta de confirmagäo a que se 
refere a alinea 2); serä, no entanto, possivel a ordern de 
prisäo para extradigäo ou a pröpria extradi(;äo se o 
pedido, para tanto, for transmitido ulteriormente, 

Artigo 21 

Detenqäo sem iniciativa duma das Partes contratantes 

1) Se uma autoridade competente de uma das Partes 
contratantes efectuar, em face das anota^öes no cadastro 
policial, uma detengäo que Interesse ä outra Parte, comu- 
nicarä o facto imcdiatamente e pela via mais räpida ä 
autoridade em questäo dessa Parte contratante indicando 
o lugar da detencäo. 

2) A Parte contratante no Interesse da quäl se hou- 
ver feito a detengäo comunicarä imediatamente, por 
qualquer meio que näo suscite düvidas sobre a sua 
origem, se vai deduzir ou näo o pedido formal de extra- 
diQäo. Na falta de resposta dentro de quinze dias, ou 
sendo esta negativa, proccder-se-ä imediatamente ä sol- 
tura. Quando Interesse a extradn^ao serä esta pedida no 
prazo e nos termos referidos na alinea 5) do artigo 20. 


Artigo 22 

Pedidos provenientes de värios Estados 

1) Se a extradicäo e pedida concorrentemente por va- 
rios Estados, quer pelo mesmo facto, quer por factos 
diferentes, a Parte requerida decidirä livremente tomando 
em conta todas as circunstäncias e nomeadamente a 
gravidade relativa e o lugar das infracQÖes, as datas dos 
respectivos pedidos, a nacionalidade do individuo recla- 
mado e a possibilidade de uma extradicäo ulterior em 
favor de um outro Estado. 

2} Se for concedida a extradicäo a um terceiro Estado, 
o pedido de extradicäo duma das Partes contratantes, por 
infraccäo ou infraccoes diferentes, serä considerado como 
pedido de reextradicao. 

Artigo 23 

Decisäo e entrega 

1) A Parte requerida comunicarä, täo räpidamente 
quanto possivel, ä Parte requerente a sua decisäo sobre 
o pedido de extradicäo. 

2) A rejeicäo, quer total, quer parcial, deverä ser 
motivada. 

3) Se for concedida a extradicäo, a Parte requerida 
decidirä sobre a data e o lugar de entrega da pessoa. 
A Parte requerente serä informada da data e do lugar 
de enterega, bem como da duracäo da detencao sofrida. 
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4) Hat der Verfolgte entsprechend der nach Absatz 3 
ergangenen Verständigung für die Dauer von 20 Tagen 
der ersuchenden Vertragspartei zur Verfügung gestan- 
den, ohne daß die Übergabe stattgefunden hat, so wird er 
freigelassen. Die ersuchte Vertragspartei kann die Aus- 
lieferung wegen derselben Handlung ablehnen. 

Artikel 24 

Aufschub der Übergabe 

1) Die ersuchte Vertragspartei kann nach der Entschei- 
dung über das Auslieferungsersuchen die Übergabe des 
Verfolgten aufschieben, wenn dies erforderlich wird, um 
ihn wegen einer anderen strafbaren Handlung gerichtlich 
zu verfolgen oder gegen ihn eine Strafe oder Maßregel 
der Sicherung und Besserung zu vollstrecken. Die ersuchte 
Vertragspartei braucht die Gründe des Aufschubs nicht 
im einzelnen anzugeben, hat aber, soweit möglich, Auf- 
schluß über die Lage des Verfolgten und die wahrschein- 
liche Dauer der Verzögerung der Übergabe zu geben. 

2) Die Übergabe kann ferner aufgeschoben werden, 
wenn der Verfolgte von einer ernstlichen Krankheit be- 
fallen ist, die Lebensgefahr vermuten läßt. 

3) Im Falle des Absatzes 1 kann die ersuchte Vertrags- 
partei den Verfolgten der ersuchenden Vertragspartei 
zeitweilig zur Durchführung bestimmter Prozeßhandlun- 
gen, insbesondere der Hauptverhandlimg übergeben, so- 
fern die nicht alsbaldige Vornahme dieser Handlungen 
eine ernstliche Behinderung für die Fortsetzung der 
Strafverfolgung darstellt. Nach Durchführung der genann- 
ten Prozeßhandlung gibt die ersuchende Vertragspartei 
den Verfolgten ohne Rücksicht auf seine Staatsangehörig- 
keit der ersuchten Vertragspartei zurück. 

Artikel 25 

Durchlieferung 

1) Die Durchlieferung einer von einem dritten Staat 
an eine Vertragspartei auszuliefernden Person durch das 
Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei wird unter 
denselben Voraussetzungen bewilligt, unter denen nach 
diesem Vertrag die Auslieferung zwischen den beiden 
Vertragsparteien zu bewilligen wäre. 

2) Die ersuchte Vertragspartei bestimmt nach Anhören 
der ersuchenden Vertragspartei die Art der Durchliefe- 
rung. 

3) Wird der Luftweg benutzt, so finden folgende 
Bestimmungen Anwendung: 

a) Wenn eine Zwischenlandung nicht vorgesehen ist, 
hat die ersuchende Vertragspartei diejenige Vertrags- 
partei, deren Hoheitsgebiet überflogen werden soll, 
zu verständigen und das Vorhandensein einer der in 
Artikel 14 Absatz 1 erwähnten Unterlagen zu bestä- 
tigen. Im Falle einer unvorhergesehenen Zwischen- 
landung hat diese Mitteilung die Wirkung eines Er- 
suchens um vorläufige Inhaftnahme im Sinne des 
Artikels 20; die ersuchende Vertragspartei hat dann 
ein formgerechtes Durchlieferungsersuchen zu stellen. 

b) Wenn eine Zwischenlandung vorgesehen ist, hat die 
ersuchende Vertragspartei ein formgerechtes Durch- 
lieferungsersuchen zu stellen. 

Artikel 26 

Herausgabe von Urkunden und Gegenständen 
bei Bewilligung einer Auslieferung 

1) Die Bewilligung der Auslieferung umfaßt, ohne daß 
es eines besonderen Ersuchens bedarf, die Herausgabe 
a) von Urkunden und Gegenständen, die als Beweis- 
stücke dienen können; 


4) Sera libertado o individuo a extraditar que penna- 
necer, pelo prazo de vinte dias, ä disposigäo da Parte 
requerente, em conformidade com a comunicagao prevista 
na alinea antecedente, sem que a entrega se efective. 
A Parte requerida poderä recusar a extradigäo pelo 
niesmo facto. 

Artigo 24 

Adiamento da entrega 

1) Depois de decidido o pedido de extradicao, a Parte 
requerida poderä adiar a entrega do individuo a extra- 
ditar, quando isso se torne necessärio para o exercicio da 
accäo penal ou para a execugao de pena ou medida de 
seguranga por outra infracgäo. A Parte requerida nao 
terä de indicar, concretamente, os inotivos do adiamento, 
devendo, porem, esclarecer na medida do possivel, a 
situagäo da pessoa reclamada e o prazo provävel de 
demora na entrega. 

2) A entrega poderä tambem ser adiada quando a 
pessoa a extraditar tenha sido acometida por enfermi- 
dade grave que faga presumir perigo de vida. 

3) No caso previsto na alinea 1) a Parte requerida 
poderä entregar temporäriamente a pessoa reclamada ä 
Parte requerente para a prätica de actos processuais, 
especialmente a audiencia de julgamento, sempre que a 
näo realizagäo urgente desses actos represente entrave 
grave para o prosseguimento da acgäo penal. Apös a 
realizagäo dos aludidos actos processuais, a Parte re- 
querente entregarä o individuo ä Parte requerida, sem 
atender ä sua nacionalidade. 

Artigo 25 

Tränsito 

1) O tränsito de uma pessoa a extraditar dum terceiro 
Estado para uma das Partes centratantes, atraves do 
territörio da outra Parte contratante, serä autorizado nas 
mesmas condigöes em que seria de conccder a extradigäo 
entre aquelas duas Partes en conformidade com o pre- 
sente Tratado. 

2) A Parte requerida, ouvida a Parte requerente, indi- 
carä a forma do tränsito. 

3) No caso de ser utilizada a via aerea, aplicar-se-äo as 
seguintes disposigöes: 

a) Näo estando prevista a escala, a Parte requerente 
avisarä a Parte cujo territörio serä sobrevoado e 
atestarä a existencia de um dos elementos indicados 
na alinea 1) do artigo 14. No caso de uma aterragem 
de emergencia, esta notificagäo produzirä os efeitos do 
pedido da detengäo provisöria previsto no artigo 20 
e a Parte requerente deduzirä um pedido formal de 
tränsito; 


b) Estando prevista a escala, a Parte requerente deduzirä 
um pedido formal de tränsito. 

Artigo 26 

Entrega de documentos e objectos 
caso de concessäo da extradigäo 

1) A concessäo da extradigäo envolve, sem necessidade 
de pedido especial, a entrega 

a) de documentos e objectos que possam servir de prova; 
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b) von Gegenständen, die von dem Verfolgten durch 

die strafbare Handlung oder als Entgelt für solche 

Gegenstände erlangt worden sind. 

2) Diese Urkunden und Gegenstände werden, wenn 
möglich, der ersuchenden Vertragspartei gleichzeitig mit 
dem Verfolgten herausgegeben. Nach Bewilligung der 
Auslieferung steht der Herausgabe weder der Tod noch 
die Flucht des Verfolgten entgegen. 

Artikel 27 

Herausgabe von Urkunden und Gegenständen 
ohne Auslieferung 

1) Die Herausgabe der in Artikel 26 Absatz 1 erwähn- 
ten Urkunden und Gegenstände an die ersuchende Ver- 
tragspartei erfolgt auf Grund eines Ersuchens um Aus- 
lieferung oder eines gesonderten Ersuchens auch dann, 
wenn die nach diesem Vertrag zulässige Auslieferung 
eines Verfolgten nicht vorgenommen werden kann, weil 
er gestorben ist oder sich nicht im Hoheitsgebiet der 
ersuchten Vertragspartei befindet. 

2) Dem gesonderten Ersuchen um Herausgabe von 
Urkunden und Gegenständen werden, soweit es in Be- 
tracht kommt, die für ein Ersuchen um Auslieferung 
erforderlichen Unterlagen beigefügt, an Stelle des Haft- 
befehls oder einer Urkunde gleicher Wirksamkeit jedoch 
eine Besdhagnahmeanordnung nach Maßgabe des Arti- 
kels 34 Absatz 3. 

Artikel 28 

Einschränkung der Herausgabe 
von Urkunden und Gegenständen 

Ij Die Herausgabe von Urkunden und Gegenständen, 
die im Hoheitsgebiet der ersuchten Vertragspartei der 
Beschlagnahme, der Einziehung oder dem Verfall unter- 
liegen, oder an denen Rechte der ersuchten Vertragspartei 
oder dritter Personen bestehen, wird mit dem Vorbehalt 
bewilligt, daß die Urkunden und Gegenstände nach Be- 
endigung des Strafverfahrens, für das sie herausgegeben 
wurden, der ersuchten Vertragspartei zurückgegeben 
werden; im übrigen bleibt das Recht der ersuchten Ver- 
tragspartei oder dritter Personen an diesen Urkunden 
und Gegenständen unberührt. Die Herausgabe wird je- 
doch nicht bewilligt, wenn ihr wichtige, im Interesse der 
ersuchten Vertragspartei oder dritter Personen liegende 
Gründe entgegenstehen. 

2) Urkunden und Gegenstände, die für ein Strafver- 
fahren der ersuchten Vertragspartei benötigt werden, 
können für die Dauer dieses Verfahrens zurückbehalten 
werden. Die ersuchte Vertragspartei muß die ersuchende 
Vertragspartei von der wahrscheinlichen Dauer dieses 
Verfahrens unterrichten. 

KAPITEL II 

Sonstige Rechtshilfe 

Artikel 29 

Verpflichtung zur Rechtshilfe 

1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, einander 
nach den Bestimmungen dieses Vertrages im größtmögli- 
chen Umfang Rechtshilfe in allen Verfahren wegen straf- 
barer Handlungen zu leisten, für deren Verfolgung in 
dem Zeitpunkt, in dem um Rechtshilfe ersucht wird, die 
Justizbehörden der ersuchenden Vertragspartei zustän- 
dig sind. 

2) Rechtshilfe durch Vollstreckung eines Straferkennt- 
nisses oder von Maßregeln der Sicherung und Besserung 
wird nicht geleistet. 


b) de objectos obtidos pelo individuo a extraditar com 
a prätica da infracäo ou que tenham sido trocados por 
aqueles. 

2) Os referidos documentos e objectos seräo, quando 
possivel, entregiies ä Parte requerente ao mesmo tempo 
que o individuo reclamado. Uma vez concedida a extra- 
di(;:äo, nem a morte, nem a evasäo do individuo a extra- 
ditar, impedirä a entrega. 

A r t i g o 27 

Entrega de documentos e objectos sem extradi^äo 

1) A entrega dos documentos e objectos indicados na 
alinea 1) do artigo 26 antecedente serä feita ä Parte re- 
querente, mediante pedido de extradiqäo ou pedido es- 
pecial, ainda quando a extradi^äo, admissivel segundo 
este Tratado, näo possa electivar-se porque o individuo 
faleceu ou porque nao se encontra no territörio da Parte 
requerida. 

2) O pedido especial para a entrega de documentos e 
objectos serä instruido, na parte aplicavel, com os ele- 
mentos necessärios ao pedido de extradiqäo, sendo, 
porem, o mandado de prisäo, ou o documento com o 
mesmo efeito, substituido por uma ordern de apreensäo, 
nos termos da alinea 3) do artigo 34. 

Artigo 28 

RestriqÖes ä entrega de documentos e objectos 

1] A centreg a de documentos e objectos sujeitos na 
Parte requerida ä apreensäo, ä perda ou ä caducidade de 
direitos ou sobre os quais a Parte requerida ou terceira 
pessoa tenham direitos, serä concedida sob a condigao 
de OS referidos documentos ou objectos serem restituidos 
ä Parte requerida logo que tennine o procediinento penal 
qne den lugar ä entrega; por outro iado, os direitos que a 
Parte reciuerida ou terceira pessoa tenham adquirido 
sobre esses documentos ou objectos näo seräo afectados. 
Contudo, a entrega näo sera concedida se importantes 
razöes respeitantes a Interesses da Parte requerida ou de 
terceira pessoa a isso se oponham. 


2j Os documentos ou objectos necessärios a um pro- 
cesso penal na Parte requerida poderäo ficar retidos 
durante a pendencia do processo. A Parte requerida deve 
informer a Parte requerente da diiracäo provävel do 
processo. 

CAPITULO II 

Assistencia judieiäria em materia penal 

Artigo 29 

Obrigaqäo de assistencia judieiäria 

1) As Partes contratantes obrigam-se a conceder reci- 
procamente, segundo as disposigöes do presente Tratado, 
a assistencia judieiäria mais ampla possivel em todos os 
processos por infraegoes cuja repressäo e, no momento 
em que a assistencia e podida, da competencia das 
autoridades judieiärias da Parte requerente. 

2) A assistencia judieiäria nao serä concedida para lins 
de execugäo de penas judieiärias ou de medidas de se- 
guranga. 
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Artikel 30 

Polizeiliche Auskünfte 

Die Polizeibehörden der Vertragsparteien können in 
dringenden Fällen einfache Auskünfte für gerichtliche 
Strafsachen untereinander einholen oder erteilen, sofern 
die erbetene Rechtshilfe nicht gegen andere Bestimmun- 
gen dieses Vertrages verstößt. 

Artikel 31 

Gründe für die Verweigerung der Rechtshilfe 

Die Rechtshilfe kann verweigert werden: 

a) wenn sich das Ersuchen auf strafbare Handlungen 
bezieht, die von der ersuchten Vertragspartei als 
politische oder als mit solchen zusammenhängende 
Handlungen angesehen werden; 

b) wenn die ersuchte Vertragspartei der Ansicht ist, 
daß die Erledigung des Ersuchens geeignet ist, die 
Souveränität, die Sicherheit, die öffentliche Ordnung 
oder sonstige wesentliche Interessen ihres Landes zu 
beeinträchtigen. 

Art ikel 32 

Beiderseitige Strafbarkeit 

Die Rechtshilfe wird auch gewährt, wenn die Tat nach 
dem Recht der ersuchten Vertragspartei nicht strafbar ist, 
ausgenommen in den Fällen der Durchsuchung und der 
Beschlagnahme. 

Artikel 33 

Fiskalische strafbare Handlungen 

Inwieweit wegen Zuwiderhandlungen gegen Zoll-, Ab- 
gaben-, Steuer-, Monopol- und Devisengesetze Rechtshilfe 
geleistet wird, bleibt einer besonderen Regelung Vor- 
behalten. 

Artikel 34 

Verfahren bei Rechtshilfeersuchen 

1) Das Ersuchen um Rechtshilfe wird schriftlich gestellt; 
es wird von dem zuständigen Richter oder Beamten 
unterschrieben und mit dem Amtssiegel versehen. 

2) Das Ersuchen hat im wesentlichen zu enthalten; 

a) möglichst genaue Angaben über die Person, gegen 
die sich das Strafverfahren richtet, ihre Staatsange- 
hörigkeit und ihren Wohn- oder Aufenthaltsort; 

b) eine kurze Darstellung und rechtliche Würdigung der 
strafbaren Handlung mit Angabe von Zelt und Ort 
ihrer Begehung, sofern dies nicht aus beigefügten 
Schriftstücken oder Urkunden zu entnehmen ist. 

c) In einem Zustellungsersuchen ist auch die Anschrift 
des Empfängers und die zu/ustellendo Urkunde anzu- 
geben. 

3) Dem Ersuchen um Durdisudumg von Personen oder 
Räumen oder um Beschlagnahme und Übersendung von 
Urkunden oder Gegenständen wird eine Ausfertigung 
oder beglaubigte Abschritt der richterlichen Anordnung 
beigefügt. 

4) Die ersuchte Vertragspartei kann um ergänzende 
Auskünfte ersuchen, die für eine Entscheidung auf Grund 
dieses Vertrages oder zur DuiThführung der Rechtshilfe- 
handlung notwendig sind. 

Artikel 35 

Geschäftsweg 

Soweit dieser Vertrag nichts anderes bestimmt, findet 
die gegenseitige Rechtshilfe auf dem unmittelbaren Wege 
zwischen den zuständigen Behörden der beiden Vertrags- 


Ar t i g o 30 

Informac^Öes policiais 

As autoridades policiais das Partes contratantes podem, 
ein caso de urgencia, solicitar e fornecer reciprocamente 
simples informagöes relativas a assuntos judieiärios 
penais, se a assistencia em causa näo contrariar oiitras 
disposicoes do presente Tratado. 

A r t i g o 31 

Excep(;Öes ä obriga<;:äo de assistencia judieiäria 

A assistencia judieiäria poderä ser recusada: 

a) se o pedido for considerado pela Parte requerida 
como reportando-se a infraccöes politicas ou a in- 
fraccöes conexas a infraccöes politicas; 

b) se a Parte rec|uerida considerar cjue a execueäo do 
pedido ofende a soberania, a seguranca, a ordern 
publica Oll outro qnalquer inteiesse essencial do seu 
pais. 

A r t i g o 32 

Dupla incriminaeäo 

A assistencia judieiäria serä concedida mesmo que o 
facto näo seja punivel pela lei da Parte requerida, salvo 
nos casos de busca e apreensäo. 

A r t i g o 33 

Infraccöes fiscais 

Acordo especial regularä a medida em que se con- 
cederä assistencia judieiäria mütua por infraccäo ä lei 
em inateria de alfändegas, iniposto.s, taxas, monopolios 
e cämbios. 

Artige) 34 

Requisitos do pedido 

1) O pedido de assistencia judieiäria seid feito por 
escrito e assinado pelo juiz ou funcionärio compelente 
c autenticado com o selo respectivo. 

2) O pedido contcra essencidlmente: 

a) Indicacöes, täo precisas ciuanto possivel, acerca da 
pessoa contra a quäl sc move o processo penah sua 
nacionalidade e domidlio ou residencia; 

b) A descrigäo sumaria e a qualificacao da infraccäo, 
com indicaeäo da data c lugar onde foi coinetida, 
salvo se tais elementos resullarem dos elementos 
escritos ou documentos anexos. 

c) O pedido de notificaeäo incncionara tambem o ende- 
reco do destinatärio e o dorumoiito a notificar. 

3) Ao pedido de pesquisa ou busca ou de apreensäo 
e transmissäo de documentos ou objectos juiitar-se-ä um 
exemplar ou cöpia devidamonte aulenticada da ordern 
judieiäria. 

4) A Parte requerida poderä pedir os esclarecimentos 
necessärios para decidir uma questao em conformidade 
do preseiito Tratado ou para piestar a assistencia pedida. 


A r t i g ü 35 

Via a segiiir 

Salvo clausula cm contrario de presente Tratado, a 
assistencia judieiäria efectuar-se-ä por via directa entre 
as autoridades competentes das Partes contratantes. Nao 
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Parteien statt. Der diplomatische und konsularische Weg 
sowie die Übermittlung durch den Bundesminister der 
Justiz oder die Justizministerien der Länder (Landesju- 
stizverwaltungen) der Bundesrepublik Deutschland einer- 
seits und durch den Justizminister der Republik von 
Portugal andererseits werden dadurch nicht ausgeschlos- 
sen. 

Artikel 36 

Unzuständigkeit 

Ist die ersuchte Behörde für die Erledigung des Ersu- 
chens nicht zuständig, so leitet sie dieses an die zustän- 
dige Behörde weiter und benachrichtigt davon die 
ersuchende Behörde. 

Artikel 37 

Anzuwendendes Recht 

Bei der Erledigung des Ersuchens wird das Recht der 
ersuchten Vertragspartei angewendet; jedoch ist der aus- 
drücklichen Bitte der ersuchenden Vertragspartei um 
Beachtung bestimmter Förmlichkeiten zu entsprechen, 
sofern dadurch keine Grundrechte der ersuchten Ver- 
tragspartei beeinträchtigt oder die Grundsätze der Öffent- 
lichen Ordnung verletzt werden. 


Artikel 38 

Nichterledigung 

Wird die Rechtshilfe ganz oder teilweise abgelehnt 
oder stehen der Erledigung des Ersuchens Hindernisse 
entgegen, so wird die ersuchende Behörde davon unter 
Angabe des Grundes benachrichtigt. 

Artikel 39 

Zustellungsnachweis 

Die Zustellung wird nachgewiesen durch eine vom 
Empfänger datierte und unterschriebene Empfangsbestäti- 
gung oder durch eine Bescheinigung der zuständigen 
Behörde über die Tatsache, die Art und die Zeit der 
Zustellung. 

Artikel 40 

Zeugen und Sachverständige 

1) Wünscht die ersuchende Vertragspartei das persön- 
liche Erscheinen einer im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei befindlichen Person als Zeuge oder Sach- 
verständiger, so nimmt die ersuchte Behörde auf Er- 
suchen die Zustellung vor. In der Ladung enthaltene 
Zwangsandrohungen für den Fall des Nichterscheinens 
sind ohne Wirkung. 

2) Die dem Zeugen oder Sachverständigen von der 
ersuchenden Vertragspartei zu zahlenden Entschädigun- 
gen und zu erstattenden Reise- und Aufenthaltskosten 
werden vom Aufenthaltsort des Zeugen oder Sachver- 
ständigen an gerechnet und ihm nach Sätzen gewährt, 
die zumindest denjenigen entsprechen, die in den gel- 
tenden Tarifen und Bestimmungen der Vertragspartei 
vorgesehen sind, in deren Hoheitsgebiet die Vernehmung 
stattfinden soll. 

3) Im Falle des Absatzes 1 muß das Ersuchen oder 
die Ladung die annähernde Höhe der zu zahlenden Ent- 
schädigungen sowie der zu erstattenden Reise- und Auf- 
enthaltskosten angeben. 

4) Auf besonderes Ersuchen kann die ersuchte Ver- 
tragspartei dem Zeugen oder Sachverständigen einen 
Vorschuß gewähren. Dieser wird auf der Ladung ver- 
merkt und von der ersuchenden Vertragspartei erstattet. 


ficam excluidas por este facto a via diplomätica e a via 
consular, bem como a intervencäo do Ministro da Justica 
da Repüblica Portuguesa, por um lado, e o Ministro 
Federal da Justiga ou dos Ministerios da Justiga dos 
Laender (Administragöes judieiärias dos Laender) da 
Repüblica Federal da Alemanha, pelo outro. 

Artig 0 36 

Incompetencia 

Se a autoridade requerida näo for a competente para 
dar seguimento ao pedido, remeterä este ä autoridade qiie 
o for e informarä disso a entidade requerente. 

Artigo 37 

Lei aplicävel 

A execugäo do pedido e aplicävel a lei da Parte re- 
querida; deverä, porem, atender-se o pedido expresso da 
Parte requerente sobre a observäncia de determinadas 
formalidades, uma vez que dai näo resulte qualquer res- 
trigäo das garantias individuais consignadas na legislagäo 
da Parte requerida ou violagäo de principios da ordern 
püblica. 

Artigo 38 

Informagäo sobre o näo cumprimento 

Se a assistencia judieiäria for recusada total ou par- 
cialmente, ou se surgirem obstäculos ao cumprimento do 
pedido, a autoridade requerente serä disso informada, 
com indicagäo do motivo. 

Artigo 39 

Prova de notificagäo 

A notificagäo provar-se-ä por aviso de recepgäo, da- 
tado e assinado pelo destinatärio, ou por certificado da 
autoridade competente que ateste o facto, o modo c a 
data da notificagäo. 

Artigo 40 

Testemunhas e peritos 

1) Se a Parte requerente desejar a coniparencia como 
testemunha ou perito, de uma pessoa que se encontra no 
territörio da outra Parte, a autoridade requerida proce- 
derä ä notificagäo em face do pedido formulado, Näo 
teräo efeito cläusulas cominatörias contidas na citagäo 
para o caso de näo comparecimento. 

2) As indemnizagöes a atribuir, bem como as despesas 
de viagem e de estada a reembolsar ä testemunha ou ao 
perito pela Parte requerente, seräo calcuiadas tendo em 
conta 0 local da sua residencia e ser-lhe-äo concedidas 
segundo as taxas que correspondem pelo menos äquelas 
previstas nas tabelas e regulamentos em vigor no pais 
onde deve ser ouvida. 


3) No caso previsto na alinea 1) o pedido ou a citagäo 
deverä mencionar o montante aproximado das indem- 
nizagöes atribuidas, bem como as despesas de viagem e 
de estada a reembolsar. 

4) Se um pedido Ihe for presente para esse fim, a 
Parte requerida poderä conceder um adiantamento ä 
testemunha ou ao perito. Este serä mencionado na cita- 
gäo e reembolsado pela Parte requerente. 
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Artikel 41 

Freies Geleit für Zeugen und Sachverständige 

1) Ein Zeuge oder Sachverständiger, gleich welcher 
Staatsangehörigkeit, der auf Ladung vor den Justizbehör- 
den der ersuchenden Vertragspartei erscheint, darf in 
deren Hoheitsgebiet wegen Handlungen oder Verurtei- 
lungen aus der Zeit vor seiner Abreise aus dem Hoheits- 
gebiet der ersuchten Vertragspartei weder verfolgt noch 
in Haft gehalten, noch einer sonstigen Beschränkung 
seiner persönlichen Freiheit unterworfen werden. 

2) Der Schutz nach Absatz 1 endet, wenn sich diese 
Person länger als 20 Tage nach ihrer Vernehmung als 
Zeuge oder Sachverständiger im Hoheitsgebiet der ersu- 
chenden Vertragspartei aufhält, obwohl sie es verlassen 
konnte und durfte oder wenn sie dahin zurückgekehrt 
ist. 

Artikel 42 

Überstellung von Häftlingen zur Zeugenvernehmung 

1) Verlangt die ersuchende Vertragspartei das persön- 
liche Erscheinen eines Häftlings als Zeuge oder zur 
Gegenüberstellung, so wird dieser — vorbehaltlich der 
Bestimmungen des Artikels 41, soweit anwendbar — 
unter der Bedingung seiner Rücküberstellung innerhalb 
der von der ersuchten Vertragspartei bestimmten Frist 
zeitweilig in das Hoheitsgebiet der Vertragspartei über- 
stellt, in dem die Vernehmung stattfinden soll. 

2) Die Uberstellung wird abgelehnt, 

a) wenn der Häftling ihr nicht zustimmt; 

b) wenn seine Anwesenheit in einem im Hoheitsgebiet 
der ersuchten Vertragspartei anhängigen Strafverfah- 
ren notwendig ist; 

c) wenn die Überstellung geeignet ist, seine Haft zu 
verlängern, oder 

d) wenn andere wichtige Erwägungen seiner Uberstel- 
lung in das Hoheitsgebiet der ersuchenden Vertrags- 
partei entgegenstehen. 

3) Im Falle des Absatzes 1 und vorbehaltlich der Be- 
stimmungen des Artikels 31 wird die Durchbeförderung 
des Häftlings durch das Hoheitsgebiet einer Vertrags- 
partei auf Ersuchen bewilligt Eine Vertragspartei kann 
es ablehnen, die Durchbeförderung eines eigenen Staats- 
angehörigen zu bewilligen 

4) Die überstellte Person muß im Hoheitsgebiet der er- 
suchenden Vertragspartei und, im Falle der Durchliefe- 
rung, im Hoheitsgebiet der um die Durchbeförderung 
ersuchten Vertragspartei in Haft bleiben, sofern nicht 
die um Uberstellung ersuchte Vertragspartei ihre Frei- 
lassung verlangt. 

5) Der Schriftverkehr wegen einer in diesem Artikel 
geregelten Überstellung findet zwischen dem Bundes- 
minister der Justiz oder den Justizministerien der Länder 
(Landesjustiz Verwaltungen) der Bundesrepublik Deutsch- 
land einerseits und dem Justizminister der Republik von 
Portugal andererseits statt. 

Artikel 43 

Freies Geleit für Beschuldigte 

1) Eine Person, die einer ihr im Hoheitsgebiet der 
ersuchten Vertragspartei zugestellten Ladung, sich als 
Beschuldigte in das Hoheitsgebiet der ersuchenden Ver- 
tragspartei zu begeben, Folge leistet, darf dort wegen 
einer anderen, vor Verlassen des Hoheitsgebietes der 
ersuchten Vertragspartei begangenen strafbaren Handlung 
oder aus einem anderen vorher entstandenen Grunde 


Artigo 41 

Salvo-conduto das testemunhas e peritos 

1) Nenhuma testemunha ou perito, seja quäl for a sua 
nacionalidade, que em seguimento de uma citagäo com- 
pareca perante as autoridades judiciärias da Parte re- 
querente poderä, no territörio desta, ser sujeito a uma 
ac<;äo penal, nem julgado, nem detido para execugäo de 
pena ou medida de seguranga, nem ser sujeito a qual- 
quer restrigäo da liberdade individual, por infracgäo 
cometida antes de ter saido do territörio da Parte reque- 
rida ou por condena<;äo sofrida anteriormente. 

2) A garantia prevista na alinea 1) cessarä decorridos 
vinte dias de permanencia da pessoa no territörio da 
Parte requerente, apös o seu interrogatörio como teste- 
munha ou perito, uma vez que essa pessoa tenha tido o 
direito e a possibilidade de sair ou ainda se tiver re- 
gressado ao dito territörio. 

Artigo 42 

Entrega de pessoas presas para serem 
ouvidas como testemunhas 

1) A pessoa detida cuja presenc^a pessoal na qualidade 
de testemunha ou para fins de acarea<;äo e pedida pela 
Parte requerente, serä transferida temporäriamente para 
o territörio onde a audic^äo deva ter lugar, sob a condi- 
gäo do seu regresso se verificar no prazo indicado pela 
Parte requerida e sob reserva das disposic^Öes do artigo 41 
na parte aplicävel. 

2) A transferencia deverä ser recusada: 

a) se a pessoa detida nao prestar o seu consentimento, 

b) se a sua presenga for necessäria num processo penal 
em curso no territörio da Parte requerida, 

c) se a sua transferencia for siisceptivel de proiongar a 
deten(;äo ou 

d) se outras considera(;öes imperiosas se opuserem ä 
transferencia para o territörio da Parte requerente. 

3) No caso previsto na alinea 1) e sob reserva das 
disposi<;öes do artigo 31, o tränsito da pessoa detida, 
pelo territörio dum terceiro Estado, serä concedido a 
pedido. As Partes contratantes poderäo recusar o trän- 
sito dos seus nacionais. 

4) A pessoa transferida ficarä detida no territörio da 
Parte requerente e, quando em tränsito, no territörio da 
Parte requerida para o tränsito, salvo se o Estado re- 
querido solicitar a sua soltura. 


5) A correspondencia sobre a entrega regulada neste 
artigo serä trocada entre o Ministro da Justi<;a da Re- 
püblica Portuguesa, por um lado, e o Ministro Federal 
da Justiga ou os Ministörios da Justi<;a dos Laender 
(Administrac^öes judiciärias dos Laender) da Repüblica 
Federal da Alemanha, pelo outro. 

Artigo 43 

Salvo-conduto de acusados 

1) Qualquer pessoa que acatar uma notificagäo no 
territörio da Parte requerida para se deslocar, na quali- 
dade de re, ao territörio da Parte requerente näo poderä 
ser ai accionada, nem julgada, nem detida para execugao 
de pena ou medida de seguran<;a, sem ser sujeita a 
qualquer restri(;ao da liberdade individual por virtude 
de outra infrac^äo cometida antes de ter saido do ter- 
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weder verfolgt, abgeurteilt oder zur Vollstreckung einer 
Strafe oder Maßregel der Sicherung und Besserung in 
Haft gehalten, nodi irgendeiner Beeinträchtigung ihrer 
persönlichen Freiheit unterworfen werden. 

2) Der Schutz nach Absatz 1 entfällt, wenn sich die 
Person länger als 20 Tage nach Beendigung der Ver- 
fahrenshandlung oder nach Verbüßung einer gegen sie 
verhängten Strafe oder Maßregel der Sicherung und 
Besserung, auf die sich die Ladung bezieht, im Hoheits- 
gebiet der ersuchenden Vertragspartei aufhält, obwohl 
sie es verlassen konnte und durfte oder w*enn sie dahin 
zurückgekehrt ist. Strafaussetzung und Entlassung zur 
Bewährung stehen der endgültigen Freilassung im Sinne 
dieses Absatzes gleich. 

Artikel 44 

Übergabe von Urkunden und Gegenständen 

1) Die ersuchte Vertragspartei braucht nur beglaubigte 
Abschriften oder beglaubigte Fotokopien der erbetenen 
Akten oder Schriftstücke zu übermitteln. Verlangt jedoch 
die ersuchende Vertragspartei ausdrücklich die Übermitt- 
lung von Urschriften, so wird diesem Ersuchen so weit 
wie irgend möglich stattgegeben. 

2) Die ersuchte Vertragspartei kann die Übergabe von 
Gegenständen, Akten oder Schriftstücken, um deren Über- 
mittlung ersucht worden ist, aufschieben, wenn sie diese 
für ein anhängiges Strafverfahren benötigt. Sie muß je- 
doch die ersuchende Vertragspartei über die voraus- 
sichtliche Dauer der Verzögerung unterrichten, 

3) Die Gegenstände sowie die Urschriften von Akten 
oder Schriftstücken, die in Erledigung eines Rechtshilfe- 
ersuchens übermittelt worden sind, werden von der er- 
suchenden Vertragspartei so bald wie möglich der er- 
suchten Vertragspartei zurückgegeben, sofern diese nicht 
darauf verzichtet. In jedem Fall bleiben die Rechte der 
ersuchten Vertragspartei oder Dritter an den Urkunden 
oder Gegenständen unberührt, 

Artikel 45 

Auskünfte aus dem Strafregister 

1) Die Vertragsparteien erteilen einander auf Ersuchen 
für gerichtliche Strafverfahren Auskünfte aus dem Straf- 
register in dem gleichen Umfange wie den eigenen 
Justizbehörden. Das Ersuchen kann von den Justiz- und 
Polizeibehörden unmittelbar an die für das Strafregister 
zuständige Stelle der ersuchten Vertragspartei gerichtet 
werden. 

2) Die beiden Vertragsparteien erteilen sich gegen- 
seitig zu anderen Zwecken als für gerichtliche Strafver- 
fahren Auskünfte aus dem Strafregister, soweit es die 
innerstaatlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften ge- 
statten. In allen Ersuchen um Erteilung von Auskünften 
aus dem Strafregister ist der Zweck anzugeben, für den 
die Auskunft benötigt wird; eine derartige Auskunft 
kann ohne Angabe von Gründen abgelehnt werden, 
wenn sie Staatsangehörige der ersuchten Vertragspartei 
betrifft. 

3) In diesen Angelegenheiten findet der Schriftverkehr 
zwischen dem Bundesminister der Justiz oder den Justiz- 
ministerien der Länder (Landesjustizverwaltungen) der 
Bundesrepublik Deutschland einerseits und dem Justiz- 
minister der Republik von Portugal andererseits statt. 

A rtikel 46 

Austausch von Strafnachrichten 

l) Die Vertragsparteien unterrichten einander jeweils 
halbjährlich von allen neuen Eintragungen in das Straf- 


ritörio da Parte requerida ou por razäo que tenha surgido 
anteriormente. 


2) A garantia prevista na alinea 1) deixarä de se 
aplicar se a pessoa permanecer durante mais de vinte 
dias no territörio da Parte requerente depois de finde 
o acto processual objecto da notifica^äo ou depois de 
ter cumprido uma pena ou medida de seguran(;a que 
Ihe haja sido aplicada no processo que originou aquela 
notificaeäo desde que tenha tido o direito e a possibili- 
dade de sair ou ainda se tiver regressado ao dito territö- 
rio. A suspensäo da pena e a liberdade condicional con- 
cedidas equivalem, nos termos desta alinea, ä liberdade 
definitiva. 

Arligo 44 

Entrega de documentos e objectos 

1) A Parte requerida poderä enviar cöpias ou foto- 
cöpias certificadas dos autos ou eiementos escritos pe- 
didos. Todavia, se a Parte requerente pedir expressa- 
mente os originais, o seu pedido serä satisfeito na medida 
do possivel. 

2) A Parte requerida poderä suspendei a remessa dos 
objectos, autos ou elementos escritos pedidos, se forem 
necessärios a um processo penal em curso. Todavia, ela 
deve informar a Parte requerente da dura^ao provävel 
da demora. 

3) Os objectos, bem como os pröprios autos e elemen- 
tos escritos que forem enviados em execugao de um 
pedido, seräo reenviados logo que possivel pela Parte 
requerente ä Parte requerida salvo se esta renunciar ä 
sua devolu<;äo. No entanto, ficam ressalvados os direitos 
da Parte requerida ou de terceiros sobre os documentos 
ou objectos. 

A r t i g o 45 

Informa<;:oes extraidas do registo ctiminai 

1) Com vista a processos penais, e sob pedido, as 
Partes contratantes prestaräo uma ä outra informagoes 
extraidas do registo criminal no mesmo ämbito em que 
as autoridades judieiärias de cada Parte podem obter 
aquelas informa(;oes, em conformidade com a lei respec- 
tiva. O pedido poderä ser feito pelas autoridades judieiä- 
rias ou policiais directamente ä entidade que superin- 
tende nos servi^os do registo criminal da Parte requerida. 

2) Para fins alheios a um processo penal, as duas 
Partes contratantes prestar-se-äo reciprocamente informa- 
göes do registo criminal na medida em que o permita 
a lei nacional da Parte requerida. Em todos os pedidos 
de informaeäo, sobre materia de registo criminal, men- 
cionar-se-ä o fim em vista, podendo aquela informaeäo 
ser recusada sem indicaeäo de motivos, quando respeite 
a nacionais da Parte requerida. 


3) Nestes casos, a correspondencia serä trocada entre 
o Ministro da Justiqa da Repüblica Portuguesa, por um 
lado, e 0 Ministro Federal da Justiqa ou os Ministerios 
da Justiga dos Laender {Administracöes judieiärias dos 
Laender) da Repüblica Federal da Alemanha, pelo outro. 

A r t i g o 46 

Troca de assentos e cöpias de senten^as 

1) As Partes contratanfes informaräo reciprocamente, 
em cada semestre, todas as novas inscrigoes feitas no 
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register, die auf Grund von rechtskräftigen strafgericht- 
lichen Erkenntnissen gegen Staatsangehörige der ande- 
ren Vertragspartei oder beider Vertragsparteien vor- 
genommen worden sind 

2) Im Einzelfall übermitteln die Vertragsparteien auf 
Ersuchen einander Abschriften strafgerichtlicher Erkennt- 
nisse. 

3) Die in Absatz l und 2 bezeichneten Auskünfte und 
Schriftstücke werden zwischen dem Bundesminister der 
Justiz der Bundesrepublik Deutschland und dem Justiz- 
minister der Republik von Portugal ausgetauscht. 


Artikel 47 

Übernahme der Strafverfolgung 

1) Auf Ersuchen lassen die Vertragsparteien durch die 
zuständigen Justizbehörden prüfen, ob nach ihrem Recht 
eine Person strafgerichtlich zu verfolgen ist, die sich in 
ihrem Hoheitsgebiet befindet und im Hoheitsgebiet der 
anderen Vertragspartei eine strafbare Handlung begangen 
hat. 

2) Der Urschrift oder beglaubigten Abschrift des Er- 
suchens werden eine Darstellung des Sachverhalts und 
ein Verzeichnis der zu übermittelnden Urkunden und 
Gegenstände beigefügt. Die Gegenstände und die ur- 
schriftlichen Urkunden weiden der ersuchenden Ver- 
tragspartei zurückgegeben, soweit sie darum ersucht. 

3) Die ersuchte Vertragspartei benachrichtigt die er- 
suchende Vertragspartei von der Einleitung eines Straf- 
verfahrens und teilt ihr gegebenenfalls das endgültige 
Ergebnis des durchgeführlen Verfahrens mit; sie über- 
mittelt ihr eine Ausfertigung oder eine beglaubigte Ab- 
schrift des verurteilenden oder frei sprechenden Erkennt- 
nisses. 

4) Der Schriftverkehr nach diesem Artikel findet zwi- 
schen dem Bundesminister der Justiz der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Justizminister der Republik von 
Portugal statt. 

Artikel 48 

Erweiterter Anwendungsbereich 

Die Bestimmungen dieses Kapitels finden auch Anwen- 
dung 

a) auf Gnadensachen; 

b) in Angelegenheiten betreffend die Entschädigung für 
unschuldig in Haft gehaltene Personen; 

c) auf Verfahren wegen Handlungen, die nur mit einer 
Geldbuße geahndet werden (Ordnungswidrigkeiten) 
und der Würdigung einer Justizbehörde unterliegen. 


KAPITEL III 

Schlußbestimmungen 

Artikel 49 

Sprache 

Den Ersuchen und den beigefügten Urkunden müssen 
Übersetzungen in der Sprache der ersuchten Vertrags- 
partei oder in der französischen Sprache beigefügt wer- 
den. 


registo criminal em consequencia de decisoes finais, 
proferidas em processos penais instaurados contra na- 
cionais da outra Parte ou das duas Partes contratantes. 

2) Mediante pedido a forniular em cada caso concreto, 
as Partes contratantes transmitirao uma ä outra cöpias 
das decisoes penais. 

3) As informagöes e os documentos a que se referem 
as anteriores alineas seräo trocados entre o Ministro da 
Justi(;a da Repüblica Portuguesa e o Ministro Federal 
da Justiga da Repüblica Federal da Alemanha. 


ArLigo 47 

Pedido de ac^ao penal 

1) Mediante pedido, cada uma das Partes contratantes, 
atraves das autoridades judiciarias competentes e em 
conformidade com a respectiva legislagäo, averiguarä 
se hä motivo para instaurar processo penal contra uma 
pessoa que se encontre no seu territörio e que tenha 
cometldo uma infraegäo no territörio da outra Parte. 

2) Ao pedido formulado em original ou cöpia, devida- 
mente autenticado, seräo juntas uma exposigao dos factos 
e uma relagäo dos documentos e objectos a remeter. 
Os objectos e documentos originais seräo devolvidos ä 
Parte requerente sempre que esta o solicite. 

3) A Parte requerida farä saber ä Parte requerente se 
foi resolvido ou näo instaurar processo penal e, em caso 
afirmativo, comunicar-lhe-ä o resultado final do processo, 
enviando-lhe certidäo ou cöpia autenticada da sentenga 
de condenagäo ou absolvigäo. 


4) A correspondencia nestes casos terä lugar entre o 
Ministro da Justiga da Repüblica Portuguesa e o Ministro 
da Justiga da Repüblica Federal da Alemanha. 


A r t i g o 48 

Extensäo do campo de aplicacäo 

As disposigöes anteriores do presente Tralado tambem 

seräo aplicäveis: 

a) em materia de indulto; 

b) aos processos de indemnizagäo em favor de pessoas 
presas inocentemente; 

c) Aos factos passiveis ünicamente de uma multa e sob 
a apreciagäo das autoridades judiciais (Ordnungs- 
widrigkeiten). 


CAPlTULO III 

Disposi<;öes finais 

A r t i g o 49 

Lingua a usar 

Os pedidos e os documentos anexos a produzir seräo 
acompanhados de uma tradugäo quer na lingua da Parte 
requerida, quer na lingua francesa. 
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Artikel 50 

Kosten 

1) Die Vertragsparteien verzichten auf die Erstattung 
der Kosten, die durch die Auslieferung auf dem Gebiet 
der ersuchten Vertragspartei oder durch die Rechtshilfe 
erwachsen mit Ausnahme derjenigen Kosten, die ent- 
stehen: 

a) durch den Transport einer gesuchten Person zwischen 
einem Hoheitsgebiet der ersuchten Vertragspartei, 
das außerhalb Europas gelegen ist und dem euro- 
päischen Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei, wobei 
die Kosten nach der wirtschaftlichsten Art zu berech- 
nen sind; 

b) durch die Durchlieferung eines Verfolgten; 

c) durch die Hinzuziehung von Sachverständigen im 
Hoheitsgebiet der ersuchten Vertragspartei; 

d) durch die Überstellung einer verhafteten Person in 
Anwendung des Artikels 42. 

2) Ein Vorschuß, der nach Artikel 40 Absatz 4 gewährt 
worden ist, wird von der ersuchenden Vertragspartei 
erstattet. 

Artikel 51 

Berechnung der Fristen 

Bei der Berechnung der in diesem Vertrag bestimmten 
Fristen wird der für den Anfang des jeweiligen Frist- 
ablaufs maßgebende Tag nicht mitgerechnet, wohl aber 
der letzte Tag. 

Artikel 52 

Begriffsbestimmungen 

1) Im Sinne dieses Vertrages bedeuten „Maßregeln der 
Sicherung und Besserung" alle die freiheitsbeschränken- 
den Maßregeln, die durch ein Strafgericht neben oder 
an Stelle einer Strafe angeordnet worden sind. 

2) Bei der Anwendung dieses Vertrages werden als 
deutsche Staatsangehörige jene Personen angesehen, die 
die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder denen die 
deutschen Gesetze die Rechtsstellung eines deutschen 
Staatsangehörigen zuerkennen (Artikel 116 Absatz 1 des 
Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland). 

3) Unter „Justizbehörden" sind die Justizministerien, 
die Gerichte, die Richter und die Staatsanwaltschaften zu 
verstehen. 

Artikel 53 

Anwendung des Vertrages auf das Land Berlin 

Der Vertrag gilt auch für das Land Berlin, sofern nicht 
die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gegenüber 
der Regierung der Republik von Portugal innerhalb von 
drei Monaten nach Inkrafttreten des Vertrages eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 54 

Ratifikation und Inkrafttreten 

1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die Ratifi- 
kationsurkunden sollen so bald wie möglich in Lissabon 
ausgetauscht werden. 

2) Der Vertrag tritt einen Monat nach dem Tage des 
Austauschs der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

3) Mit dem Inkrafttreten dieses Vertrages treten alle 
über den gleichen Gegenstand abgeschlossenen Verein- 
barungen außer Kraft. 


Artigo 50 
Despesas 

1) As Partes contratantes renunciaräo ao reembolso 
das despesas ocasionadas no territörio da Parte requerida 
pela extradi(;äo ou pela assistencia judiciäria, salvo da- 
quelas ocasionadas 

a) pelo transporte de uma pessoa reclamada entre um 
territörio da Parte requerida situado fora da Europa 
e o territörio europeu dessa Parte, calculando-se as 
despesas de transporte pelo meio mais econömico; 

b) pelo tränsito de uma pessoa detida; 

c) pela interven(;äo de peritos no territörio da Parte 
requerida; 

d) pela transferencia de pessoas detidas, efectuada ao 
abrigo do artigo 42. 

2) O adiantamento permitido de acordo com a alinea 4) 
do artigo 40 sera sempre reembolsado pela Parte re- 
querente. 

Artigo 51 

Contagem de prazos 

No cömputo dos prazos fixados neste Tratado näo se 
atenderä ao dia estabelecido para o inicio do respectivo 
prazo, contando-se, porem, o ultimo. 

Artigo 52 

Definic;:öes 

1) Para o efeito do presente Tratado, a expressäo 
"medidas de seguran(;a" designa todas as medidas de 
seguranga privativas de liberdade que forem ordenadas 
em complemento ou em substitui(;äo de uma pena, por 
sentenga de uma jurisdi(;äo penal. 

2) Para efeitos de aplicacäo do presente Tratado e 
considerado como nacional alemäo a pessoa que possui 
u nacionalidaue alemä ou em lelavau a quäl as leis 
alemäs reconhecem o estatuto de nacionalidade alemä 
(artigo 116, parägrafo 1 da Lei fundamental da Republica 
Federal da Alemanha). 

3) A expressäo "autoridades judiciärias" deverä enten- 
der-se como abrangendo os Ministerios da Justiga, os 
trlbunais, os juizes e os Ministerios Püblicos. 

Artigo 53 

Aplicagäo do Tratado ao Land de Berlim 

O presente Tratado e tambem aplicävel ao Land de 
Berlim, a näo ser que o Governo da Republica Federal 
da Alemanha fac^a declaracäo conträria ao Governo Por- 
tugues dentro dos tres meses que se seguirem ä entrada 
em Vigor do Tratado. 

Artigo 54 

Ratificagäo e vigencia do Tratado 

1) O presente Tratado serä ratificado. Os instrumeiitos 
de ratificac;äo seräo trocados täo räpidamente quanto 
possivel em Lisboa. 

2) O Tratado entrarä em vigor trinta dias depois da 
troca dos instrumentos de ratificac^äo. 

3) Com a entrada em vigor do presente Tratado ficam 
revogados todos os acordos estabelecidos sobre a mesma 
materia. 
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4) Der Vertrag tritt ein Jahr nach der Kündigung durch 
eine der beiden Vertragsparteien außer Kraft. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten 
diesen Vertrag unterschrieben und mit ihren Siegeln 
versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 15. Juni 1964 in vier Urschrif- 
ten, davon je zwei in deutscher und portugiesischer Spra- 
che, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


4) O Tratado deixara de vigorar decorrido um ano 
apös a denüncia por uma das Partes contratantes. 


EM F£ DO QUAL os plenipotenciärios assinaram este 
Tratado e puseram os seus selos. 


FEITO em Bonn aos 15 de Junho de 1964 em quatro 
Originals, dois em cada lingua, sendo ambos os textos 
igualmente autenticos. 


Für die Bundesrepublik Deutschland Pela Repüblica Portuguesa 

Schröder Manuel Homem de M e 1 1 o 

Bücher Joäo de Matos Antunes V a r el a 


Für die Republik von Portugal 
Manuel Homem de Mello 
Joäo de Matos Antunes Varel a 


Pela Repüblica Federal da Alemanha 
Schröder 
Bücher 
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Denkschrift zum Vertrag 


1. Allgemeines 

Im Februar 1957 teilte die Regierung der Republik 
von Portugal mit, daß es für notwendig erachtet 
werde, den Auslieferungsverkehr mit der Bundes- 
republik Deutsdiland vertraglich zu regeln. Bisher 
finden Auslieferungs- und Rechtshilfeverkehr ver- 
traglos statt und haben verschiedene Zweifels- 
fragen aufgeworfen. Die Bundesregierung nahm 
daher die portugiesische Anregung auf und schlug 
zugleich vor, auch den Rechtshilfeverkehr in 
Strafsadien vertraglich zu regeln. So legte die Bun- 
desregierung getrennte Entwürfe eines Ausliefe- 
rungsvertrages und eines Rechtshilfevertrages vor. 
Die portugiesische Regierung wollte jedoch Aus- 
lieferung und Rechtshilfe in Strafsachen in einem 
einzigen Übereinkommen behandelt wissen und 
überreichte im Jahre 1960 einen entsprechenden 
Gegenentwurf, der sich inhaltlich weitgehend an die 
deutschen Musterentwürfe anschloß. Die mündlichen 
Verhandlungen fanden in der Zeit vom 28. Septem- 
ber 1961 bis zum 5. Oktober 1961 in Lissabon statt. 
Am 15. Juni 1964 wurde der Vertrag in Bonn unter- 
zeichnet. 

Dem deutsch-portugiesischen Auslieferungs- und 
Rechtshilfevertrag liegen der deutsch-französische 
Auslieferungsvertrag vom 29, November 1951 (Bun- 
desgesetzbl. 1953 II S. 151), der deutsch-belgische 
Vertrag über Auslieferung und Rechtshilfe in Straf- 
sachen vom 17. Januar 1958 (Bundesgesetzbl. 1959 
II S. 26), die deutsch-österreichischen Verträge über 
Auslieferung und über die Rechtshilfe in Strafsachen 
vom 22. September 1958 (Bundesgesetzbl. 1960 II 
S. 1341), die deutsch-monegassischen Verträge über 
Auslieferung und Rechtshilfe in Strafsachen vom 
21. Mai 1962 (Bunde.sgesetzbl. 1964 II S. 1297) und — 
im Interesse einer einheitlichen Ausgestaltung des 
Auslieferungs- und Rechtshiifeverkehrs — vor allem 
das Europäische Auslieferungsübereinkommen vom 
13. Dezember 1957 und das Europäische Überein- 
kommen über die Rechtshilfe in Strafsachen vom 
20. April 1959 (Bundesgesetzbl. 1964 II S. 1369) zu- 
grunde. Die von den Landesjustizverwaltungen zu 
den Entwürfen vorgebrachten Anregungen konnten 
bei der endgültigen Fassung weitgehend berück- 
sichtigt werden. 

Der Vertrag behandelt in Kapitel I Auslieferung 
und Durchlieferung von Rechtsbrechern, in Kapitel II 
sonstige Rechtshilfe in Strafsachen. 

Mit der vertraglichen Regelung erfährt vor allem 
der Auslieferungsverkehr eine wesentliche Erleich- 
terung dadurch, daß die portugiesischen Behörden 
nicht mehr — wie in vertragloser Zeit — den 
Schuldverdacht nachprüfen. 

IL Besonderes 

Zu Kapitel I Auslieferung 

Zu Artikel 1 

Diese Vorschrift, die mit Artikel 1 des Europäischen 
Auslieferungsübereinkommens übereinstimmt, ver- 
pflichtet die beiden Vertragsparteien, in allen Fäl- 


len eine strafrechtlich verfolgte Person auszuliefern, 
sofern der Vertrag keine ausdrücklichen Ausnah- 
men vorsieht. Die Ausdrücke „Justizbehörden" und 
„Maßregel der Sicherung und Besserung" sind in 
Artikel 52 Abs. 1 und 3 dieses Vertrages erläutert. 

Zu Artikel 2 

In Übereinstimmung mit Artikel 2 Abs. 1 Satz 1 des 
Europäischen Auslieferungsübereinkommens sind 
alle strafbaren Handlungen von einer gewissen 
Schwere auslieferungsfähig. Voraussetzung ist, daß 
sie in jedem der beiden vertragschließenden Staa- 
ten im Höchstmaß mit einer Freiheitsstrafe von min- 
destens einem Jahr oder mit einer schwereren Strafe 
bedroht sind. 

Auslieferungen zur Vollstreckung eines Straf- 
urteils sind nur zulässig, wenn die noch zu ver- 
büßende Strafe oder Maßregel der Sicherung und 
Besserung mindestens vier Monate beträgt. Mehrere 
verhängte Strafen oder Maßregeln der Sicherung 
und Besserung werden zusammengerechnet (vgl. 
Artikel 2 Abs, 1 Satz 2 des Europäischen Ausliefe- 
rungsübereinkommens). 

Mit dieser Vorschrift ist der Eliminationsmelhode 
gegenüber der sogenannten Enumerationsmethode 
(Aufzählung einzelner Straftatbestände) der Vor- 
rang eingeräumt. Die gewählte Regelung verdient 
schon deswegen den Vorzug, weil sie den Ausliefe- 
rungsverkehr wesentlich vereinfacht, in dem sie bei 
neueingeführten Straftatbeständen die Zusicherung 
der künftigen Gegenseitigkeit entbehrlich macht. 

Absatz 3 verpflichtet den ersuchten Staat, die Aus- 
lieferung auch für solche strafbaren Handlungen zu 
bewilligen, die wegen der Höhe der Strafandrohung 
oder der noch zu verbüßenden Freiheitsstrafe oder 
Maßregel der Sicherung und Besserung nicht selb- 
ständig auslieferungsfähig sind, wenn die Ausliefe- 
rung wegen eines anderen, selbständig ausliefe- 
rungsfähigen Delikts bewilligt wird oder bewilligt 
worden ist. Der entsprechende Artikel 2 Abs. 2 des 
Europäischen Auslieferungsübereinkommens enthält 
demgegenüber keine Verpflichtung des ersuchten 
Staates, sondern nur die Berechtigung, die Ausliefe- 
rung auch wegen der nicht selbständig auslieferungs- 
fähigen Tat zu bewilligen. 

Zu Artikel 3 

Politische Straftaten sind nicht auslieferungsfähig. 
Ob eine strafbare Handlung eine politische Straftat 
ist oder mit einer solchen zusammenhängt, entschei- 
det ausschließlich der ersuchte Staat. Absatz 1 ent- 
spricht Artikel 3 Abs. 1 des Europäischen Ausliefe- 
rungsübereinkommens. Die Attentatsklausel in Ab- 
satz 2 ist weiter gefaßt als jene in Artikel 3 Abs. 3 
des Europäischen Auslieferungsübereinkommens, in- 
dem sie sich auch auf Attentate gegen Regierungs- 
mitglieder erstreckt. Hierzu gehören auf deutscher 
Seite nur die Mitglieder der Bundesregierung. 

Die in Absatz 3 enthaltene Bestimmung, daß ver- 
folgte Personen vor rassischer, religiöser, politischer 
und vor Verfolgung aus Gründen der Nationalität 
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unter dem Vorv/and der Verfolgung wegen eines 
gemeinen Delikts zu schützen seien, entspricht Ar- 
tikel 3 Abs. 2 des Europäischen Auslieferungsüber- 
einkommens. 

Zu Artikel 4 

Eine rein militärische Straftat ist nicht auslieterungs- 
fähig. Ob eine solche gegeben ist, entscheidet aus- 
schließlich der ersuchte Staat. Ist die militärische 
Straftat zugleich eine strafbare Handlung nach ge- 
meinem Recht, dann muß, sofern die sonstigen Vor- 
aussetzungen vorliegen, die Auslieferung bewilligt 
werden. Diese Regelung entspricht Artikel 4 des 
Europäischen Allslieferungsübereinkommens. 

Zu Artikel 5 

Die Regelung der Auslieferung wegen fiskalischer 
strafbarer Handlungen bleibt einer besonderen Ver- 
einbarung Vorbehalten, die auf bestimmte Gruppen 
von fiskalischen Straftaten beschränkt oder notfalls 
in einer Einzelsache getroffen werden kann, 

Zu Artikel 6 

Eigene Staatsangehörige werden nicht ausgeliefert 
(Artikel 16 Abs. 2 Satz 1 GG). Kann ein Verfolgter 
nur wegen seiner Staatsangehörigkeit nicht ausge- 
liefert werden, so ist der Heimatstaat des Verfolgten 
auf Verlangen des ersuchenden Staates verpflichtet, 
die ihm von dem ersuchenden Staat kostenlos über- 
mittelten Unterlagen seinen zuständigen Strafver- 
folgungsbehörden zur etwaigen Einleitung eines 
Strafverfahrens zu unterbreiten. Dem ersuchenden 
Staat ist von der Entschließung der Strafverfolgungs- 
behörden Kenntnis zu geben (vgl. Artikel 6 Abs. 2 
des Europäischen Auslieferungsübereinkommens). 

Zu Artikel 7 

Diese Vorschrift regelt den Fall, daß beide beteilig- 
ten Staaten ein Strafverfahren gegen den Verfolg- 
ten wegen derselben Straftat führen können. In 
Übereinstimmung mit dem in den Strafprozeßord- 
nungen beider Vertragsstaaten verankerten Lega- 
litätsprinzip soll eine Auslieferung grundsätzlich 
nicht zulässig sein, wenn der ersuchte Staat einen 
eigenen Strafanspruch hat (vgl. Artikel 7 Abs. 1 
des Europäischen Auslieferungsübereinkommens). 
Hiervon werden in den Absätzen 2 und 3 Ausnah- 
men gemacht. 

Absatz 2 besagt inhaltlich dasselbe, was Artikel 7 
Abs. 2 des Europäischen Auslieferungsübereinkom- 
mens in anderer Form zum Ausdruck bringt: Die in 
einem Drittstaat begangene Straftat kann ausliefe- 
rungsfähig sein; sie soll es sein, wenn sie auch in 
dem ersuchten Staat verfolgbar wäre. 

Eine Auslieferung kann ferner nach Absatz 3 Buch- 
stabe a bewilligt werden, wenn der Strafanspruch 
des ersuchten Staates nur subsidiären Charakter hat; 
d. h., wenn der ersuchte Staat den Beschuldigten nur 
auf Grund stellvertretender Gerichtsbarkeit verfolgt 
und das Verfahren noch nicht rechtskräftig abge- 
schlossen ist. 


Nach Absatz 3 Buchstabe b kann die Auslieferung 
trotz konkurrierender Zuständigkeit beider Staaten 
dann bewilligt werden, wenn anzunehmen ist, daß 
der Sachverhalt im ersuchenden Staat erheblich 
leichter aufgeklärt werden kann als im ersuchten 
Staat. Absatz 3 entspricht Artikel 7 des deutsch- 
österreichischen Auslieferungsvertrages. 

Zu Artikel 8 

Nach § 4 Nr. 2 des deutschen Auslieferungsgesetzes 
- — DAG — ist eine Auslieferung unzulässig, wenn 
in Deutschland ein Straffreiheitsgesetz erlassen wor- 
den ist, das bei sinngemäßer Umstellung des Sach- 
verhalts der im Ausland begangenen Tat diese 
erfassen würde. Eine Amnestie im ersuchten Staat 
sollte jedoch nicht jede Auslieferungsmöglichkeit 
unterbinden. In aller Regel wird eine Amnestie aus 
nationalen Gründen erlassen; sie kann sich, mit Aus- 
nahme der in § 4 Abs. 2 und 3 StGB aufgeführten 
Fälle, aus hoheitsrechtlichen Gründen niemals auf 
eine von Ausländern im Ausland begangene Tat 
erstrecken. Durch die getroffene Vereinbarung soll 
auch eine mittelbare Auswirkung einer Amnestie 
auf die Auslandstat eines Ausländers vermieden 
werden. Nur im Falle der konkurrierenden Gerichts- 
barkeit beider Staaten steht eine Amnestie einer 
Auslieferung entgegen. Artikel 8 ändert insoweit 
§ 4 Nr. 2 DAG ab (vgl. Artikel 8 des deutsch-öster- 
reichischen Auslieferungsvertrages). Das Europä- 
ische Auslieferungsübereinkommen enthält eine ent- 
sprechende Bestimmung deswegen nicht, weil nach 
Auffassung der Mehrheit der an dem Übereinkom- 
men beteiligten Regierungen eine Amnestie selbst 
bei konkurrierender Gerichtsbarkeit die Ausliefe- 
rung nicht hindert. 

Zu Artikel 9 

Entsprechend der internationalen Übung stellt die 
Verjährung einer Straftat nach dem Recht des er- 
suchenden oder ersuchten Staates stets ein Ausliete- 
rungshindernis dar. 

Zu Artikel 10 

Die vertragschließenden Regierungen hielten es für 
erforderlich, die Frage der Zulässigkeit einer Aus- 
lieferung — anders als im Europäischen Ausliefe- 
rungsübereinkommen — auch für die Fälle zu 
regeln, in denen die Straftat nach dem Recht des 
ersuchenden Staates ein Antragsdelikt ist. Das Vor- 
handensein eines Strafantrages oder einer Ermäch- 
tigung wird nicht geprüft; diese Frage ist für die 
Beurteilung der Auslieferungsfähigkeit eines Delikts 
ohne Belang. Die Behörden der vertragschließenden 
Staaten vertrauen einander, daß sie keine Ausliefe- 
rung wegen eines Antragsdeliktes begehren, solange 
der erforderliche Strafantrag nicht gestellt worden 
ist (vgl. Artikel 10 des deutsch-österreichischen Aus- 
lieferungsvertrages) . 

Zu Artikel 1 1 

In Portugal ist im Gegensatz zur Bundesrepublik 
Deutschland unter bestimmten Voraussetzungen die 
Verhängung einer Todesstrafe möglich. Durch die 
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getroffene Regelung, daß nach einer Auslieferung 
aus Deutschland nach Portugal ein portugiesisches 
Gericht im Höchstfall auf lebenslänglich Zuchthaus 
erkennen kann, ist dem Gedanken des Artikels 102 
GG eine weitreichende Gültigkeit verschafft worden 
(vgl. Artikel 11 des deutsch-österreichischen Aus- 
lieferungsvertrages). Nach Artikel 11 des Europä- 
ischen Auslieferungsübereinkommens genügt die als 
ausreichend erachtete Zusicherung, daß die Todes- 
strafe auf Grund eines Gnadenaktes nicht voll- 
streckt werde. 


Zu Artikel 12 

Dieser Artikel berücksichtigt Artikel 101 Abs. 1 
Satz 1 GG. Besteht die Befürchtung, daß der Ver- 
folgte vor ein Ausnahmegericht gestellt wird, ist 
seine Auslieferung abzulehnen. Das von einem Aus- 
nahmegericht erlassene Urteil wird nicht als Aus- 
lieferungsunterlage anerkannt. Der Begriff des Aus- 
nahmegerichts ist nicht bestimmt. Es bleibt dem 
ersuchten Staat überlassen, welches Gericht er als 
Ausnahmegericht ansehen will. 

Zu Artikel 13 

Mit der Geschäftswegregelung ist eine Lösung ge- 
funden worden, die zwischen den beiden Prinzipien 
des diplomatischen Verkehrs und des Verkehrs von 
Justizministerium zu Justizministerium liegt. Ein 
Ersuchen um Auslieferung wird zwar von den Justiz- 
ministerien gestellt, es wird aber auf diplomatischem 
Wege übermittelt. Diese Regelung geht auf das Be- 
treiben der portugiesischen Regierung zurück. In 
eiligen Fällen wird eine zeitliche Verzögerung da- 
durch zu vermeiden sein, daß zwar das förmliche 
Ausiiefeiurigsersuchen auf diplomatischem Wege 
übermittelt wird, zugleich jedoch eine Abschrift des 
Ersuchens und Überstücke seiner Anlagen unmittel- 
bar von Justizministerium zu Justizministerium 
übersandt werden. Die Klausel in Satz 2 „soweit 
dieser Vertrag nichts anderes bestimmt" bezieht sich 
auf die Artikel 20 und 21 des Vertragswerkes. 

Zu Artikel 14 

Artikel 14 entspricht seinem Inhalt nach Artikel 12 
Abs. 2 des Europäischen Auslieferungsübereinkom- 
mens. Die Unterlagen dienen der Nachprüfung der 
Zulässigkeit einer Auslieferung. 

Zu Artikel 15 

Auslieferungsersuchen sollen mit Rücksicht auf die 
im internationalen Verkehr gepflogene Höflichkeit 
nicht deswegen zurückgewiesen werden, weil die 
Auslieferungsiinterlagen unzureichend sind. Viel- 
mehr soll dem ersuchenden Staat Gelegenheit ge- 
geben werden, die notwendigen ergänzenden Aus- 
künfte zu erteilen, ohne ihn hierbei unnötig unter 
Zeitdruck zu setzen. Durch die Verpflichtung, die 
Frist zur Nachreichung der ergänzenden Unterlagen 
bei Vorliegen wichtiger Gründe zu verlängern, 
unterscheidet sich dieser Artikel von Artikel 13 des 
Europäischen Auslieferungsübereinkommens. 


Zu Artikel 16 

Diese Vorschrift wäre nach deutscher Auffassung 
entbehrlich gewesen, weil es einem im internationa- 
len Auslieferungsverkehr geltenden Grundsatz ent- 
spricht, daß ein Vertragsstaat alle geeigneten Maß- 
nahmen trifft, um einer Auslieferungsverpflichtung 
nachkommen zu können. 

Zu Artikel 17 

Dieser Artikel enthält den das internationale Aus- 
lieferungsrecht beherrschenden Grundsatz der Spe- 
zialität. Hiernach darf der Verfolgte nur wegen der 
Tat, die in dem Auslieferungsersuchen erwähnt und 
wegen der die Auslieferung bewilligt worden ist, 
abgeurteilt werden. Wegen anderer vor Verlassen 
des Hoheitsgebietes des ersuchenden Staates began- 
gener Straftaten genießt der Verfolgte das soge- 
nannte „freie Geleit". Die weitgehende Fassung des 
Absatzes 1 gilt auch für denkbare Beeinträchtigun- 
gen der persönlichen Freiheit durch die Verwal- 
tungsbehörden. 

Jedoch ist der ersuchte Staat verpflichtet, der Straf- 
verfolgung oder Strafvollstreckung des Ausgeliefer- 
ten wegen weiterer Straftaten zuzustimmen, wenn 
er die Auslieferung wegen dieser Taten hätte bewil- 
ligen müssen. Die mit den übrigen Unterlagen vor- 
zulegende gerichtliche Niederschrift über die Er- 
klärung des Ausgelieferten soll sicherstellen, daß 
ihm vor der Stellung des Ersuchens um Zustimmung 
zur weiteren Strafverfolgung oder Strafvollstreckung 
das rechtliche Gehör gewährt wird. 

Artikel 17 deckt sich im wesentlichen mit Artikel 14 
Abs. 1 und 2 des Europäischen Auslieferungsüber- 
einkommens. Im Unterschied zur Regelung im Euro- 
päischen Ausliefeiungsübercinkommen ist die das 
freie Geleit beendende Frist des freiwilligen Auf- 
enthalts mit 30 Tagen bemessen, während sie im 
Europäischen Übereinkommen 45 Tage beträgt. 

Zu Artikel 18 

Der Grundsatz der Spezialität verlangt auch Beach- 
tung, wenn nach der Auslieferung festgestellt wird, 
daß der Sachverhalt rechtlich anders zu würdigen 
ist als im Auslieferungsersuchen. Die Strafverfol- 
gung und Aburteilung wegen dieser Tat hängt da- 
von ab, ob sie aus der Sicht des ersuchten Staates 
auslieferungsfähig geblieben ist. 

Ändert sich im Verlauf des Verfahrens der Tather- 
gang gegenüber der Sachdarstellung in dem Aus- 
lieferungsersuchen, so muß der ersuchende Staat die 
Zustimmung des ersuchten Staates zur weiteren 
Strafverfolgung gemäß Artikel 17 Abs. 3 einholen. 

Artikel 18 entspricht Artikel 14 Abs. 3 des Euro- 
päischen Auslieferungsübereinkommens, 

Zu Artikel 19 

Der Grundsatz der Spezialität beherrscht auch die 
Weiterlieferung an einen dritten Staat. Sie bedarf 
der Zustimmung des ersuchten Staates sofern nicht 
die Schutzfrist nach Artikel 17 Abs. 4 abgelaufen ist. 
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Zu Artikel 20 

Diese Vorschrift regelt die Anordnung der vorläufi- 
gen Auslieferungshaft im wesentlichen in Überein- 
stimmung mit Artikel 16 des Europäischen Ausliefe- 
rungsübereinkommens. 

Ob einem portugiesischen Ersuchen um vorläufige 
Inhaftnahme eines Verfolgten entsprochen werden 
kann, richtet sich nach § 10 DAG. 

Die zulässige Dauer der vorläufigen Auslieferungs- 
haft bis zum Eingang des Auslieferungsersuchens 
mit Unterlagen ist aus praktischen Gründen (Länge 
des Übermittlungsweges, Dauer der Übersetzung 
u. a.) auf 30 Tage festgesetzt worden. Sie kann 
notfalls um 15 Tage verlängert werden. Artikel 16 
Abs. 4 des Europäischen Auslieferungsübereinkom- 
mens sieht dagegen als Regel eine Dauer der vor- 
läufigen Auslieterungshaft von nur 18 Tagen vor, 
er läßt jedoch eine Fristverlängerung bis zu 40 Tagen 
zu. Nach Ablauf der Höchstfrist muß der Verfolgte 
aus der vorläufigen Auslieferungshaft entlassen 
werden. 

Eine Entlassung aus der vorläufigen Auslieferungs- 
haft wegen Fristablaufs oder mangels Bestätigung 
nach Absatz 2 hindert nicht die Auslieferungshaft 
selbst, wenn ein ordnungsgemäßes Auslieferungs- 
ersuchen eingeht. 

Zu Artikel 21 

Diese Vorschrift ist aut einen portugiesischen Wunsch 
zurückzuführen. Sie begründet keine vertragliche 
Verpflichtung zur Verhaftung allein auf Grund einer 
internationalen Ausschreibung im Fahndungsblatt. 
Die Inhaftnahme erfolgt in diesen Fällen auf Grund 
des § 10 Abs. 2 DAG, 

Zu Artikel 22 

Diese Bestimmung regelt die Fälle, in denen von 
mehreren Staaten um die Auslieferung ein und der- 
selben Person ersucht wird. Es liegt im Ermessen des 
ersuchten Staates, an wen er ausliefern will. Bei sei- 
ner Wahl hat er die beispielhaft erwähnten beson- 
deren Umstände zu prüfen. 

Zu Artikel 23 

Die in diesem Artikel getroffene Regelung ent- 
spricht in den Absätzen 1 bis 3 dem Artikel 18 Abs. 1 
bis 3 des Europäischen Auslieferungsübereinkom- 
mens. Jedoch ist die Frist zur Übernahme auf 20 Tage 
ohne Verlängerungsmöglichkeit festgesetzt worden, 
während sie im Europäischen Auslieferungsüberein- 
kommen zwar grundsätzlich 15 Tage beträgt, aber 
bis auf 30 Tage verlängert werden kann. 

Zu Artikel 24 

Nach Absatz 1 kann aus den dort angeführten Grün- 
den der ersuchte Staat zwar nicht die Entscheidung 
über das Auslieferungsersuchen, wohl aber den Voll- 
zug der Auslieferung zeitlich hinausschieben. Um zu 
verhindern, daß durch den Aufschub der Übergabe 
das im ersuchenden Staat gegen den Verfolgten an- 
hängige Strafverfahren über Gebühr verzögert oder 


erschwert wird, ist die Möglichkeit vorgesehen, den 
Verfolgten dem ersuchenden Staat für die Durchfüh- 
rung einer Prozeßhandlung, z. B. einer Hauptver- 
handlung vorübergehend zur Verfügung zu stellen. 
Der Verfolgte muß anschließend ohne Rücksicht aut 
seine Staatsangehörigkeit wieder an den ersuchten 
Staat zurückgeliefert werden. Die Rücküberstellung 
eines aus Portugal vorübergehend ausgelieferten 
deutschen Staatsangehörigen an die portugiesischen 
Behörden ist keine Auslieferung nach Artikel 16 
Abs. 2 Satz 1 GG (Entscheidung des Bundesgerichts- 
hofs vom 3. März 1954 — Amtliche Sammlung Bd. 5 
S. 396 ff.). 

Zu Artikel 25 

Das Recht der Durchlieferung folgt in vollem Um- 
fange dem Recht der Auslieferung. Die Anforderun- 
gen an die Zulässigkeit einer Durchlieferung sind in- 
folgedessen strenger, als sie in dem vergleichbaren 
Artikel 21 des Europäischen Auslieferungsüberein- 
kommens festgelegt sind. Die Vorschrift über die Be- 
förderung der Verfolgten auf dem Luftweg in Ab- 
satz 3 folgt der entsprechenden Regelung in Arti- 
kel 21 Abs. 4 des Europäischen Auslieferungsüber- 
einkommens. 

Zu Artikel 26 

Urkunden und Gegenstände, die als Beweismittel 
dienen können und Gegenstände, die von dem Ver- 
folgten durch die strafbare Handlung oder als Ent- 
gelt für solche Gegenstände erlangt worden sind, 
werden bei Bewilligung der Auslieferung ohne be- 
sonderes Ersuchen herausgegeben; sie brauchen an 
den ersuchten Staat nicht zurückgegeben zu werden, 
sofern nicht bei der Bewilligung der Herausgabe ein 
Vorbehalt nach Artikel 28 gemacht worden ist. Von 
einer besonderen Erwähnung der Gegenstände, die 
der Einziehung oder dem Verfall nach dem Recht 
des ersuchenden Staates unterliegen, ist abgesehen 
worden, weil diese Gegenstände in der Regel zu den 
vorerwähnten Gegenständen gehören. 

Die Artikel 26 bis 28 sind aus dem deutsch-öster- 
reichischen Auslieferungsvertrag vom 22. September 
1958 (Bundesgesetzbl. 1960 II S. 1341) übernommen 
worden (Artikel 24 bis 26). 

Zu Artikel 27 

Auch wenn der Verfolgte vor der Bewilligung der 
Auslieferung verstorben oder aus dem Gebiet des 
ersuchten Staates geflüchtet ist und eine Ausliefe- 
rung daher nicht in Betracht kommt, können die in 
Artikel 26 Abs. 1 erwähnten Urkunden und Gegen- 
stände herausgegeben werden. Im Gegensatz zu der 
Regelung in Artikel 26 bedarf es jedoch eines aus- 
drücklichen Ersuchens, dem eine richterliche Be- 
schlagnahmeanordnung beigefügt sein muß. 

Zu Artikel 28 

Hat der ersuchte Staat bei der Bewilligung der Her- 
ausgabe mitgeteilt, daß die in Betracht kommenden 
Urkunden und Gegenstände nach seinem Recht der 
Beschlagnahme, der Einziehung oder dem Verfall 
unterliegen oder daß an ihnen Rechte des ersuchten 
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Staates oder dritter Personen bestehen, so sind die 
Urkunden und Gegenstände dem ersuchten Staat 
nach Beendigung des Strafverfahrens zurückzugeben. 
Etwaige Rechte des ersuchten Staates oder dritter 
Personen müssen unter allen Umständen gew'ahrt 
bleiben, auch wenn kein entsprechender Vorbehalt 
bei der Bewilligung der Herausgabe gemacht wor- 
den ist. 

Wichtige Interessen des ersuchten Staates oder drit- 
ter Personen stehen in jedem Fall einer Herausgabe 
entgegen, so z. B. wenn die angeforderten Urkunden 
oder Gegenstände aus Staatsschutzgründen geheim- 
zuhalten sind oder durch ihre Herausgabe die Gefahr 
des Verrats eines Betriebsgeheimnisses begründet 
würde. 

Zu den wichtigen Interessen gehören nicht die In- 
teressen an der Durchführung eines Gerichts- oder 
Verwaltungsverfahrens. Nur wenn die Urkunden 
und Gegenstände im ersuchten Staat für Zwecke 
eines Strafverfahrens benötigt werden, können sie 
einstweilen zurückgehalten werden. Ein Zivil- oder 
Verwaltungsstreitverfahren berechtigt hierzu nicht. 
Jedoch bleibt es dem ersuchten Staat unbenommen, 
in einem solchen Fall ein Einverständnis des er- 
suchenden Staates darüber herbeizuführen, daß diese 
Urkunden und Gegenstände erst zu einem späteren 
Zeitpunkt herausgegeben werden. 


Zu Kapitel 11 Sonstige Rechtshilfe 

Zu Artikel 29 

Nach dieser Vorschrift sind die beiden Vertrags- 
Staaten einander zur Rechtshilfe in Strafsachen in 
weitestem Umfange verpflichtet. Der Vertrag erfaßt 
nicht Verwaltungs- und Disziplinarstrafsaclien; da- 
gegen erstreckt er sich nach Artikel 48 auch auf 
Gnadensachen, Angelegenheiten betreffend die Ent- 
schädigung für unschuldig in Haft gehaltene Per- 
sonen und die Verfahren wegen Ordnungswidrig- 
keitensachen, vorausgesetzt, daß Justizbehörden da- 
mit befaßt sind. Entsprechend der Regelung in Ar- 
tikel 1 des Europäischen Übereinkommens über die 
Rechtshilfe in Strafsachen vom 20. April 1959 (Bun- 
desgesetzbl. 1964 II S. 1369, 1386) ist auch hier be- 
stimmt, daß Rechtshilfe durch Vollstreckung eines 
Straferkenntnisses oder von Maßregeln der Siche- 
rung und Besserung nicht geleistet wird. Die Zustel- 
lung einer Aufforderung zum Strafantritt oder zur 
Zahlung einer Geldstrafe ist noch keine Vollstrek- 
kungshandlung. 

Zu Artikel 30 

Diese Vorschrift ist von der portugiesischen Regie- 
rung für erforderlich gehalten worden, sie gibt eine 
nach deutscher Auffassung ohnehin bestehende 
Übung auf dem Gebiete der internationalen polizei- 
lichen Zusammenarbeit wieder. 

Zu Artikel 31 

In Anlehnung an Artikel 2 des Europäischen Über- 
einkommens über die Rechtshilfe in Strafsachen ist 
davon abgesehen worden, Rechtshilfe in politischen 


Strafsachen grundsätzlich auszuschließen. Vielmehr 
steht es dem ersuchten Staat frei, zu entscheiden, 
ob er Rechtshilfe leisten will oder nicht. Das gleiche 
gilt, wenn die Ausführung des Ersuchens wesent- 
liche Interessen des ersuchten Staates beeinträchti- 
gen würde. 

Militärische Straftaten sind ebenfalls nach dem Vor- 
bild des Europäischen Übereinkommens über die 
Rechtshilfe in Strafsachen nicht von der Rechtshilfe 
ausgenommen. 

über den politischen Charakter einer Straftat und 
über das Vorliegen wesentlicher Interessen, die einer 
Rechtshilfeleistung entgegenstehen, entscheidet aus- 
schließlich der ersuchte Staat. 

Zu Artikel 32 

Der Verzicht auf die Voraussetzung einer beider- 
seitigen Strafbarkeit für die Leistung der Rechts- 
hilfe ist in diesem Vertrag ausdrücklich erwähnt 
worden. Nur bei einem Ersuchen um Durchsudiung 
und Beschlagnahme muß die dem Ersuchen zugrunde 
liegende strafbare Handlung nach dem Recht beider 
Staaten strafbar sein. 

Diese Regelung schließt sich an Artikel 5 Abs. 1 des 
Europäischen Übereinkommens über die Rechtshilfe 
in Strafsachen in Verbindung mit Artikel 2 Abs. 3 
des Zustimmungsgesetzes hierzu vom 3. November 
1964 (Bundesgesetzbl. 1964 II S. 1369), an Artikel 25 
Abs. 1 Satz 1 des Vertrags über Auslieferung und 
Rechtshilfe in Strafsachen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und dem Königreich Belgien vom 
17. Januar 1958 und an Artikel 5 des Vertrags über 
die Rechtshilfe in Strafsachen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Fürstenium Monaco 
vom 21. Mai 1962 an. 

Zu Artikel 33 

Wie bei der Auslieferung (Artikel 5 dieses Vertra- 
ges) soll für die Rechtshilfe in fiskalischen Straf- 
sachen eine besondere Vereinbarung getroffen wer- 
den, sei es für bestimmte Gruppen derartiger Straf- 
sachen, sei es im Einzelfall. 

Zu Artikel 34 

Rechtshilfeersuchen sind grundsätzlich schriftlich zu 
stellen. Das schließt allerdings nicht aus, daß ein 
Rechtshilfeersuchen in besonders dringlichen Fällen 
auch fernmündlich im voraus angekündigt werden 
kann. Es bedarf dann Jedoch der umgehenden Nach- 
sendung des schriftlichen Ersuchens. 

Die für ein Rechtshiifeersuchen benötigten Unter- 
lagen sind in Absatz 2 in Übereinstimmung mit den 
internationalen Gepflogenheiten aufgezählt worden; 
die Aufzählung entspricht der in Artikel 14 des 
Europäischen Rechtshilfeübereinkommens. 

Die in Absatz 3 vorgeschriebene Beifügung des rich- 
terlichen Durchsuchungs- oder Beschlagnahmebe- 
schlusses ist in Übereinstimmung mit § 35 Abs. 2 
DAG vereinbart worden. 

Artikel 34 entspricht Artikel 5 des deutsch-österrei- 
chischen Rechtshilfevertrages. 
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Zu Artikel 35 

Diese Vorschrift berechtigt die mit Strafsachen be- 
faßten Behörden zum unmittelbc ren Verkehr unter- 
einander, verpflichtet sie aber nicht zur Innehaltung 
des unmittelbaren Geschäftsweges. 

Zu Artikel 36 

Ist ein Rechtshilfeersuchen an eine unzuständige Be- 
hörde gelangt, so ist diese nicht berechtigt, das Er- 
suchen zurückzuweisen und unerledigt zurückzusen- 
den, sondern sie muß es an die zuständige Stelle 
weiterleiten. 

Von der Weitergabe des Ersuchens an die zustän- 
dige Behörde ist die ersuchende Behörde zu unter- 
richten, damit diese sich bei etwaigen Rückfra- 
gen oder Nachtragsersuchen entsprechend verhalten 
kann. 

Zu Artikel 37 

Bei der Erledigung eines Rechtshilfeersuchens wird 
grundsätzlich das Recht des ersuchten Staates an- 
gewendet. Es soll indes dem ersuchenden Staat nicht 
die Möglichkeit genommen sein, in besonders ge- 
lagerten Rechtshilfefällen abweichende Wünsche zu 
äußern. Dem abweichenden Wunsch soll entsprochen 
werden, sofern dieser nicht gerade Grundrechten 
oder Grundsätzen der öffentlichen Ordnung des er- 
suchten Staates zuwiderläuft. 

Zu Artikel 38 

Jede, auch nur teilweise, Ablehnung eines Rechts- 
hilfeersuchens bedarf der Begründung, die mitgeteilt 
werden muß. Bei einer Ablehnung nach Artikel 31 
genügt es, dem ersuchenden Staat mitzuteilen, daß 
die dem Ersuchen zugrunde liegende Handlung als 
eine politische oder eine mit einer solchen im Zu- 
sammenhang stehende Handlung angesehen wird 
oder daß die Beeinträchtigung wesentlicher Inter- 
essen durch die Leistung der Rechtshilfe befürchtet 
wird. 

Von der Möglichkeit der Ablehnung eines Rechts- 
hilfeersuchens soll nur Gebrauch gemacht werden, 
wenn die betreffenden Hindernisse nicht zu beheben 
sind oder der ersuchende Staat sie trotz Aufforde- 
rung nicht behoben oder ihm mitgeteilte Bedenken 
nicht ausgeräumt hat. 

Zu Artikel 39 

Das Zustellungszeugnis wird entsprechend dem 
innerstaatlichen Recht des ersuchten Staates (vgl. 
Artikel 37) ausgestellt. 

Zu Artikel 40 

Absatz 1 bringt zum Ausdruck, daß Zeugen oder 
Sachverständige ausschließlich durch Vermittlung 
der Behörden ihres Aufenthaltsstaates geladen wer- 
den können. 

Kein Zeuge oder Sachverständiger ist verpflichtet, 
einer Vorladung vor ein ausländisches Gericht Folge 
zu leisten. Von einer Bestimmung, wonach Ladun- 
gen keine Zwangsandrohungen enthalten dürfen. 


wird abgesehen. Es erschien ausreichend zu sagen, 
daß Zwangsandrohungen des ersuchenden Staates im 
ersuchten Staat keine Wirkung haben können. Es 
bleibt dem ersuchten Staat überlassen, dem Adres- 
saten bei Zustellung mitzuteilen, daß die in der La- 
dung aufgeführten Zwangsandrohungen ohne Wir- 
kung sind. 

Reise- und Aufenthaltskosten werden einem Zeugen 
und Sachverständigen nach den am Vernehmungs- 
ort des ersuchenden Staates geltenden Bestimmun- 
gen ersetzt. 

Um zu vermeiden, daß ein Zeuge oder Sachverstän- 
diger sich über die Höhe der Kostenentschädigung 
falsche Vorstellungen und möglicherweise Aufwen- 
dungen macht, die ihm nicht erstattet werden, soll 
die Ladung bereits entsprechende Auskünfte ent- 
halten. 

Der einem Zeugen oder Sachverständigen von dem 
ersuchten Staat gewährte Vorschuß ist nicht von dem 
Zeugen oder Sachverständigen, sondern von dem er- 
suchenden Staat zu erstatten; damit die zuständigen 
Behörden des ersuchenden Staates den Vorschuß bei 
Berechnung der Entschädigung berücksichtigen kön- 
nen, muß dieser Vorschuß auf der Ladung vermerkt 
werden. 

Zu Artikel 41 

Die von den Justizbehörden des ersuchenden Staates 
erscheinenden Zeugen und Sachverständigen ge- 
nießen freies Geleit. Sie dürfen nicht aus Gründen, 
die vor ihrem Verlassen des Hoheitsgebietes des 
ersuchten Staates entstanden sind, einer Beeinträch- 
tigung ihrer persönlichen Freiheit unterworfen wer- 
den. Dieser Schutz steht ihnen auch dann zu, wenn 
die Ladung auf vertragswidrigem Wege übermittelt 
worden ist. 

Auf diese Schutzbestimmung kann die vorgeladene 
Person sich nicht mehr berufen, wenn sie das 
Hoheitsgebiet des ersuchenden Staates nicht inner- 
halb von 20 Tagen nach Beendigung der Verneh- 
mung durch das Gericht oder die Justizbehörde ver- 
lassen hat, obwohl sie die Möglichkeit hierzu hatte. 
Ist die Person z. B. während dieser Frist krank ge- 
worden, so wird die Frist durch die Dauer der 
Krankheit unterbrochen. Begeht der Zeuge oder 
Sachverständige nach seiner Einreise in das Gebiet 
des ersuchenden Staates eine gesetzwidrige Hand- 
lung, dann findet Artikel 41 keine Anwendung. 

Diese Vorschrift entspricht Artikel 12 Abs. 1 und 3 
des Europäischen Rechtshilfeübereinkommens. 

Zu Artikel 42 

Die Überstellung verhafteter Personen als Zeugen 
ist wie in Artikel 11 des Europäischen Rechtshilfe- 
übereinkommens geregelt worden. Die Überstellung 
wird nur abgelehnt, wenn der Häftling nicht zu- 
stimmt, wenn seine Anwesenheit für ein im Hoheits- 
gebiet des ersuchten Vertragsstaates anhängiges 
Strafverfahren notwendig ist, wenn die Überstellung 
geeignet ist, seine Haft zu verlängern, oder wenn 
andere zwingende Gründe seiner Überstellung in 
das Hoheitsgebiet des ersuchenden Staates entgegen- 
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stehen. Welche Gründe hierbei in Betracht kommen, 
riditet sich ausschließlich nach der Auffassung des 
ersuchten Staates. Die aufgezählten Gründe sollen 
nur Beispiele darstellen. In diesem Zusammenhang 
wird für selbstverständlich gehalten, daß der Häft- 
ling unverzüglich nach seiner Vernehmung rücküber- 
stellt wird. 

Absatz 3 regelt die Durchbeförderung eines Häft- 
lings aus einem Drittstaate durch einen Vertrags- 
staat in den anderen Vertragsstaat. Um dem Grund- 
satz Rechnung zu tragen, daß eigene Staatsange- 
hörige nicht ausgeliefert werden, ist eine entspre- 
chende Einschränkung . auch für die Durchlieferung 
eingefügt worden. 

Um zu ermöglichen, einen als Zeugen benötigten 
Häftling des ersuchten Staates in Haft zu halten, ist 
in Absatz 4 ein gesetzlicher Haftgrund für derartige 
Fälle vorgesehen worden. Da die Regelung sachlich 
mit der ständigen Vertragspraxis übereinstimmt, 
braucht das Grundrecht der persönlichen Freiheit 
nicht gemäß Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 ausdrücklich als 
eingeschränkt bezeichnet zu werden. Eine weiter- 
gehende Regelung hinsichtlich des Haftgrundes und 
der Haftdauer ist nicht erforderlich, weil der als 
Zeuge überstellte Häftling für den ersuchten Staat 
in Haft gehalten wird. Wird der im ersuchten Staat 
erlassene Haftbefehl aufgehoben, so muß der Zeuge 
sofort freigelassen werden, da der Haftbefehl nach 
Absatz 4 den ausländischen Haftbefehl zur Voraus- 
setzung hat. 

Für den Erlaß des Haftbefehls gelten — abgesehen 
von dieser besonderen Vorschrift über den Haft- 
grund — die einschlägigen Vorschriften der Straf- 
prozeßordnung. Die für die Regelung der innerstaat- 
lichen Zuständigkeit erforderliche Ergänzungsvor- 
schrift ist in Artikel 2 des Vertragsgesetzes ent- 
halten. 

Absatz 5 bringt eine den Geschäftsweg betreffende 
Ausnahme von dem Grundsatz des Artikels 35. 

Zu Artikel 43 

Diese Vorschrift soll aus kriminalpolitischen Grün- 
den den Justizbehörden das Recht geben, auch im 
Hoheitsgebiet des ersuchten Staates befindliche Be- 
schuldigte in jedem Stadium des Verfahrens vorzu- 
laden. Diese Regelung kann im Einzelfall auch im 
Interesse eines Beschuldigten liegen, der durch sie 
die Gewißheit erhält, nur wegen der in der Ladungs- 
urkunde aufgeführten Taten strafrechtlich belangt 
zu werden. 

Der Beschuldigte ist in seiner Entscheidung, ob er 
der Ladung Folge leisten soll, unbedingt frei. Er- 
scheint er, dann muß er alle Folgen wegen der in der 
Ladung aufgeführten Straftat auf sich nehmen. 

Der Schutz des Beschuldigten endet gemäß Absatz 2 
wie bei den in Artikel 41 genannten Zeugen und 
Sachverständigen nach 20 Tagen. 

Diese Vorschrift entspricht Artikel 12 Abs. 2 des 
Europäischen Rechtshilfeübereinkommens und Ar- 
tikel 14 des deutsch-österreichischen Rechtshilfever- 
trages. 


Zu Artikel 44 

Diese Vorschrift entspricht in Absatz 1 dem Artikel 3 
Abs. 3 des Europäischen Rechtshilfeübereinkom- 
mens, im übrigen im wesentlichen Artikel 4 des 
deutsch-monegassischen Rechtshilfevertrages. Auf 
die Erläuterungen zu Artikel 28 darf Bezug genom- 
men werden. 


Zu Artikel 45 

Absatz 1 regelt die Erteilung von Auskünften aus 
dem Strafregister für Zwecke eines Strafverfahrens. 
Es ist dabei nicht erforderlich, daß ein Strafverfahren 
bereits gerichtshängig ist. Auskünfte werden den 
Justizbehörden des ersuchenden Staates wie eigenen 
Justizbehörden erteilt. Die Polizei kann ebenso wie 
die Staatsanwaltschaft Auskünfte aus dem Straf- 
register erhalten. Diese Regelung dient einer be- 
schleunigten Abwicklung von Haftsachen. 

In Absatz 2 wird die Erteilung von Auskünften aus 
dem Strafregister für nicht strafrechtliche Zwecke 
geregelt. Obwohl diese Vorschrift von der Über- 
schrift dieses Vertrages an sich nicht gedeckt wird, 
schien ihre Einfügung doch geboten, weil andernfalls 
eine Lücke geblieben wäre. Diese Auskunftsver- 
pflichtung ist im übrigen eingeschränkt. So richtet 
sich die Zulässigkeit der Auskunftserteilung nach 
dem innerstaatlichen Recht des ersuchten Staates. 
Sie kann in Verfahren, bei denen eigene Staats- 
angehörige beteiligt sind, ohne Begründung abge- 
lehnt werden. Bei derartigen Ersuchen ist der Zweck 
genauestens anzugeben. Ferner ist für dieses Er- 
suchen der unmittelbare Geschäftsweg ausgeschlos- 
sen und — unbeschadet des diplomatischen Weges 
— der Geschäftsweg über die Justizministerien vor- 
gesehen. Die letztere Einschränkung dient dem 
Zweck, daß das Justizministerium selbst die Berech- 
tigung der Ersuchen überprüfen kann. 

Diese Vorschrift entspricht Artikel 16 des deutsch- 
österreichischen Rechtshilfevertrages und ist Ar- 
tikel 13 des Europäischen Rechtshilfeübereinkom- 
mens ähnlich. 


Zu Artikel 46 

Diese Vorschrift erstreckt sich nicht nur auf die 
Eintragung von verurteilenden Erkenntnissen, son- 
dern z. B. auch auf die Eintragung eines auf § 51 
Abs. 1 StGB beruhenden Freispruchs (§ 9 StrRegVO) 
und eines Straferlasses sowie auf die Straftilgung. 

Absatz 2 soll dem Staat, der eine Nachricht aus dem 
Strafregister erhält, die Möglichkeit geben, sich über 
die zugrunde liegenden Tatsachen näher zu unter- 
richten. Er kann daher auf dem in Absatz 3 vorge- 
sehenen Weg eine Abschrift des Urteils oder des 
Beschlusses anfordern. 


Zu Artikel 47 

Mit dieser Vorschrift wird eine Frage geregelt, die 
nicht in den herkömmlichen Bereich der Rechtshilfe 
gehört, die aber im internationalen Rechtsverkehr 
immer größere Bedeutung gewinnt. 
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Der ersuchte Staat übernimmt nicht die Verpflich- 
tung, ein Strafverfahren durchzuführen, sondern nur 
die Verpflichtung, die Möglichkeit und Notwendig- 
keit einer Strafverfolgung überprüfen zu lassen. 

Die ersuchende Behörde ist nicht verpflichtet, schon 
von sich aus eine Prüfung vorzunehmen, ob die Tat 
nach dem Recht des ersuchten Staates strafbar und 
verfolgbar ist. 

Diese Vorschrift erstreckt sich auf alle strafbaren 
Handlungen einschließlich der Übertretungen. Die 
überlassenen Beweismittel sollen nur auf Ersuchen 
zurückgegeben werden. 

Die Benachrichtigung nach Absatz 3 soll den Behör- 
den des ersuchenden Staates einmal die Gewißheit 
geben, daß die in ihrem Gebiet begangene Hand- 
lung strafrechtlich so verfolgt wird, als ob sie im 
Gebiet des ersuchten Staates begangen worden 
wäre. Zum anderen soll sie ihnen die Prüfung er- 
möglichen, ob und in welchem Umfang die Entschei- 
dung der Justizbehörden des ersuchten Staates noch 
Raum läßt, von dem eigenen Strafanspruch Ge- 
brauch zu machen. Der Grundsatz ne bis in idem 
soll möglichst beachtet werden. 

Für den entsprechenden Schriftverkehr gilt in Ab- 
weichung von Artikel 35 der Geschäftsweg nach Ab- 
satz 4. 

Zu Artikel 48 

Diese Vorschrift bedeutet eine Ergänzung des Ar- 
tikels 29 dieses Vertrages. 

Zu Kapitel III Schlußbestimmungen 

Zu Artikel 49 

Während die Ersuchen selbst in der Sprache des er- 
suchenden Staates abgefaßt sein können, müssen in- 
des Übersetzungen des Ersuchens und der beige- 
fügten Unterlagen wahlweise in die Sprache des 
ersuchten Staates oder in die französische Sprache 
beigefügt werden. Die Zulassung der französischen 
Sprache wird der Vereinfachung dienen, weil die 
Behörden beider Vertragsparteien sehr wohl über 
Übersetzer für die französische Sprache, seltener 
über Übersetzer für die deutsche oder portugie- 
sische Sprache verfügen dürften. 


Zu Artikel 50 

In Übereinstimmung mit dem im vertraglich ge- 
regelten zwischenstaatlichen Rechtshilfeverkehr 
üblichen Kostenverzicht wird auch im deutsch-portu- 
giesischen Rechtshilfeverkehr auf Erstattung der 
dem ersuchten Staat erwachsenen Kosten verzichtet, 
wobei die aufgezählten Ausnahmen ebenfalls der 
internationalen üblichkeit entsprechen. 

Zur Vermeidung von Mißverständnissen ist die Aus- 
nahmeregelung des Artikels 40 Abs. 4 noch einmal 
in Absatz 2 erwähnt. 

Zu Artikel 51 

Die Vorschrift über die Fristen soll unterschiedlichen 
Fristberechnungen Vorbeugen. 

Zu Artikel 52 

Die Begriffsbestimmung „Maßregeln der Sicherung 
und Besserung" entspricht wörtlich der Begriffsbe- 
stimmung in Artikel 25 des Europäischen Ausliefe- 
rungsübereinkommens. 

Absatz 2 ist mit Rücksicht auf Artikel 116 Abs. 1 GG 
eingefügt worden. 

Zu Artikel 53 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausei. 

Zu Artikel 54 

Dieser Vertrag muß sowohl in der Bundesrepublik 
Deutschland als auch in der Republik von Portugal 
ratifiziert werden. In der Bundesrepublik Deutsch- 
land bedarf der Vertrag der Ratifikation, weil er die 
Strafprozeßordnung und das Deutsche Auslieferungs- 
gesetz ergänzende und abändernde Vorschriften ent- 
hält. 

Gemäß Absatz 3 tritt mit Inkrafttreten dieses Ver- 
trages die deutsch-portugiesische Vereinbarung über 
den Austausch von Strafnachrichten vom 16. Dezem- 
ber 1955/17. März 1956 (BAnz. Nr. 169 vom 31. Au- 
gust 1956) außer Kraft. Hierneben werden die bis- 
lang gewechselten Gegenseitigkeitserklärungen ge- 
genstandslos. 
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Anlage 2 


Auffassung der Bundesregierung zu 

Die Bundesregierung vermag der Auffassung des 
Bundesrates, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf, nicht zu folgen. Die vom Bundesrat ange- 
führten Vorschriften des Vertrages können, selbst 
wenn man sie als eine Regelung des Verwaltungs- 
verfahrens der für Ausführung des Vertrages zu- 
ständigen Landesbehörden ansieht, die Zustim- 
mungsbedürftigkeit schon deswegen nicht begrün- 
den, weil der Vertrag von den Ländern nicht als 
eigene Angelegenheit ausgeführt wird (vgl. Artikel 
84 Abs. 1 des Grundgesetzes), Die Länder nehmen 
insoweit Befugnisse des Bundes wahr. Bei dem Er- 
suchen an einen fremden Staat um Rechtshilfe und 
bei der Entscheidung über ein ausländisches Rechts- 
hilfeersuchen handelt es sich um ein Teilgebiet der 
Pflege der auswärtigen Beziehungen im Sinne des 
Artikels 32 Abs. 1 des Grundgesetzes. Es ist also 
nach der verfassungsmäßigen Regelung der Zustän- 
digkeitsfrage ausschließlich Sache des Bundes, in 
Rechtshilfeangelegenheiten mit auswärtigen Staaten 
zu verkehren. 

Diese Auffassung liegt auch der Vereinbarung zwi- 
schen der Bundesregierung und den Landesregie- 
rungen über die Zuständigkeit im Rechtshilfeverkehr 


der Stellungnahme des Bundesrates 

mit dem Ausland in Strafsachen vom 20. Februar 
1952 (Bundesanzeiger Nr. 78 vom 23. April 1952) 
zugrunde. Die dem Bund verfassungsmäßig zuge- 
wiesene Zuständigkeit kann der Substanz nach 
weder durch ein innerstaatliches Gesetz noch durch 
einen völkerrechtlichen Vertrag den Ländern über- 
wiesen werden. Eine zwischenstaatliche Verein- 
barung, in welcher die Länder insoweit als zuständig 
bezeichnet würden, wäre verfassungswidrig. Die vom 
Bundesrat genannten Vorschriften des Vertrages 
gehen von dem durch die obengenannte Zuständig- 
keitsvereinbarung geschaffenen Zustand aus, nach 
dem die Befugnisse der Bundesregierung zur Ent- 
scheidung über Ersuchen ausländischer Regierungen 
u. a. in Angelegenheiten der kleinen Rechtshilfe den 
Ländern zur Ausübung übertragen sind. Soweit der 
Vertrag Landesbehörden in ihre Regelung einbe- 
zieht, begründet er deshalb keine Zuständigkeit der 
Landesbehörden; er besagt vielmehr nur deklarato- 
risch, was ohnedies kraft der Vereinbarung zwischen 
Bund und Ländern innerstaatlich rechtens ist. Inso- 
fern hat der Vertrag also nur die Bedeutung eines 
Hinweises auf die tatsächlich bestehende Zuständig- 
keitsverteilung zur Klarstellung für den Vertrags- 
partner. 
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